
Rahmenplan  
Politische Bildung/Sozialkunde

 
Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe 
Jahrgangsstufe 11 und 12

2026



Impressum

Herausgeber 
Ministerium für Bildung und Kindertagesförderung
Mecklenburg-Vorpommern

Institut für Qualitätsentwicklung (IQ M-V)
Fachbereich 4 – Zentrale Prüfungen, Fach- und Unterrichtsentwicklung,
Rahmenplanarbeit
19048 Schwerin

Telefon 0385 588 17003

presse@bm.mv-regierung.de
www.bm.regierung-mv.de
www.bildung-mv.de

Verantwortlich: Henning Lipski (V.i.S.d.P.)

Fotonachweise 
Anne Karsten (Porträt Simone Oldenburg)

Stand 
Juli 2026

Diese Publikation wird als Fachinformation des Ministeriums für Bildung und Kindertagesförderung  
Mecklenburg-Vorpommern kostenlos herausgegeben. Sie ist nicht zum Verkauf bestimmt und darf  
nicht zur Wahlwerbung politischer Parteien oder Gruppen eingesetzt werden.



Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

wir haben gemeinsam die Aufgabe und die Verantwortung, die Kinder und 
Jugendlichen auf ihrem Weg ins Leben zu unterstützen, sie zu begleiten 
und ihnen zur Seite zu stehen. Unser Ziel dabei ist, dass sie ihren Platz in der 
Gesellschaft finden und somit ein eigenverantwortliches und selbstbestimmtes 
Leben führen können.

Der Fachunterricht sichert eine fundierte Grundlage für den weiteren 
Lebensweg und die Handlungsfähigkeit in der modernen Welt. Unter 
Beachtung der Themenbereiche, die für die gesellschaftliche Orientierung 
der Kinder und Jugendlichen von Bedeutung sind, ermöglicht der Ihnen 
vorliegende Rahmenplan einen lebensweltbezogenen Unterricht.
Der Fokus richtet sich gleichermaßen auf die fachspezifischen Schwerpunkte 
und die Kompetenzentwicklung, um eine Teilhabe der Lernenden am 
gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen und die Entwicklung grundlegender 
Fähig- und Fertigkeiten zu fördern.

Sehen Sie diesen Rahmenplan im wortwörtlichen Sinne als dienendes Element. 
Der Aufbau ist so angelegt, dass die Inhalte für den Unterricht einerseits 
konkret und verbindlich benannt und andererseits mit den zu vermittelnden 
Kompetenzen verbunden werden. Zugleich steht Ihnen ausreichend Freiraum 
zur Verfügung, um den Unterricht methodisch vielfältig zu gestalten und die 
Inhalte nachhaltig zu vermitteln. Eine Vielzahl an fachspezifischen Hinweisen 
und Anregungen unterstützt Sie bei der Gestaltung eines abwechslungsreichen 
schülernahen Unterrichts.

Dabei wünsche ich Ihnen viel Freude.

Ihre

Simone Oldenburg
Ministerin für Bildung und 
Kindertagesförderung
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1 Aufbau und Verbindlichkeit des Rahmenplans  
1.1 Zielstellung und Struktur 

Zielstellung Der Rahmenplan ist als rechtsverbindliche Grundlage und unterstützendes 
Instrument für die Unterrichtsgestaltung zu verstehen. Die Orientierung für die 
Unterrichtsplanung soll hierbei auf die Lerngruppe ausgerichtet sein.  

Die in diesem Rahmenplan benannten Themen füllen ca. 80 % der zur Verfügung 
stehenden Unterrichtszeit. Den Lehrkräften wird somit Freiraum für die 
methodisch-didaktische Unterrichtsgestaltung eröffnet. Die Pflicht zur Erstellung 
eines schulinternen Lehrplans mit Fokus auf inhaltliche Aspekte entfällt. 

Grundstruktur Der Rahmenplan gliedert sich in einen allgemeinen Teil in Kapitel 1 und einen 
fachspezifischen Teil in Kapitel 2. In Kapitel 1 wird der für alle Fächer geltende 
Bildungs- und Erziehungsauftrag beschrieben. In Kapitel 2 werden die 
Kompetenzen, Themen und Inhalte ausgewiesen. Rechtliche Grundlagen sowie 
allgemeine und fachspezifische Grundsätze zur Leistungsfeststellung und -
bewertung werden in Kapitel 3 dargelegt. Das Kapitel 4 umfasst die 
Aufgabengebiete des Schulgesetzes M-V. 

Stunden- 
ausweisung 

Für den Leistungskurs stehen pro Schulhalbjahr 75 und für den Grundkurs 30 
Stunden zur Verfügung. Die Zuweisung der Stunden auf die unterschiedlichen 
Themen obliegt der Lehrkraft. 

Querschnitts- 
themen 

In Kapitel 4 des Rahmenplans werden die im Schulgesetz M-V festgelegten 
Aufgabengebiete als Querschnittsthemen erläutert, welche mithilfe zugeordneter 
Kürzel in Abschnitt 2.3 an Kompetenzen und Inhalte angebunden und somit fachlich 
verankert werden. 

Kompetenzen Im Zentrum des Fachunterrichts steht der Kompetenzerwerb. Die Kompetenzen 
werden in der Auseinandersetzung mit den verbindlichen Themen entwickelt. In 
Abschnitt 2.2 werden die Kompetenzbereiche beschrieben und innerhalb der 
tabellarischen Darstellungen der Themen in Abschnitt 2.3 exemplarisch 
inhaltsbezogen konkretisiert. 

Themen Für den Unterricht werden in Abschnitt 2.3 obligatorische und wahlobligatorische 
Themen benannt und im Tabellenkopf hervorgehoben. Die tabellarischen 
Darstellungen der obligatorischen Themen sind weiß, die der wahlobligatorischen 
Themen grau unterlegt.  

Grundkurs/ 
Leistungskurs 

Im Grundkurs ist zusätzlich zu den obligatorischen Themen mindestens ein 
wahlobligatorisches Thema zu vermitteln. Im Leistungskurs sind zusätzlich zu den 
obligatorischen Themen mindestens zwei wahlobligatorische Themen zu 
vermitteln. Sowohl obligatorische als auch wahlobligatorische Themen sind 
entsprechend des Anforderungsniveaus der Kurse auszugestalten. 

verbindliche  
Inhalte 

Die Konkretisierung der Themen erfolgt in Form der Ausweisung verbindlicher 
Inhalte in Abschnitt 2.3. 

Hinweise und 
Anregungen 

Neben Anregungen für die Umsetzung im Unterricht werden sowohl didaktische 
und methodische Hinweise zur Auseinandersetzung mit den verbindlichen Inhalten 
gegeben als auch exemplarisch Möglichkeiten für die fachübergreifende und 
fächerverbindende Arbeit sowie fachinterne Verknüpfungen aufgezeigt.  

Verknüpfungen Am Ende der tabellarischen Darstellung eines Themas werden Beispiele für die 
Verknüpfung mit anderen Fächern sowie den in Kapitel 4 ausgewiesenen 
Querschnittsthemen aufgeführt. 
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Inklusive 
Sprache 

Auf Basis des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, Artikel 3 (3) 
„Niemand darf wegen seines Geschlechtes […] benachteiligt werden.“ werden im 
Kontext der inklusiven Sprache in Schule die Formulierungen „Lernende“ und 
„Lehrkräfte“ gewählt. 

Bildungs-
sprachliche 
Kompetenzen 

Bildungssprachliche Kompetenzen sind die wesentliche Voraussetzung für einen 
erfolgreichen Bildungsweg, die Chancengleichheit sowie für die mündige Teilhabe 
an politischen und gesellschaftlichen Prozessen.  
 

Im unteren Teil der Thementabellen finden sich konkrete Beispiele für die 
Umsetzung fachsprachlicher Mittel, dargestellt auf Wortebene sowie Satz- und 
Textebene. Diese drei Ebenen spielen eine zentrale Rolle in der Sprachbildung und 
sind essentiell für das Verständnis und die Verwendung von Sprache: 
 

Die Grundlage der Fähigkeit zur Wortschatzerweiterung und Wortbildung bildet die 
Untersuchung von Bedeutung, Form und Funktion einzelner Wörter auf der 
Wortebene. Für die Entwicklung grammatikalischer Kompetenzen ist die 
Betrachtung der Struktur von Sätzen auf der Satzebene entscheidend. Durch die 
Beschäftigung mit der Textebene wird die Kompetenz, kohärente Texte zu 
verstehen und zu verfassen, weiterentwickelt und ausgebaut.  
 

Im Rahmenplan Sprachbildung werden die Standards, Kompetenzen und 
grundsätzlichen didaktischen Prinzipien aufgezeigt und konkrete fachbezogene 
Beispiele der Umsetzung ausgewiesen.  

Begleit- 
dokumente 

Begleitende Dokumente für die Umsetzung des Rahmenplans finden Sie auf der 
Portalseite des Faches auf dem Bildungsserver M-V unter: Rahmenpläne an 
allgemein bildenden Schulen (bildung-mv.de) 
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1.2 Bildung und Erziehung in der gymnasialen Oberstufe 

Der gymnasiale Bildungsgang bereitet junge Menschen darauf vor, selbstbestimmt zu leben, sich selbst 
zu verwirklichen und in sozialer Verantwortung zu handeln.  

Zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags im gymnasialen Bildungsgang sind der Erwerb 
anwendungsbereiten und über den schulischen Kontext hinausgehenden Wissens, die Entwicklung von 
allgemeinen und fachbezogenen Kompetenzen mit der Befähigung zu lebenslangem Lernen sowie die 
Werteorientierung an einer demokratischen und pluralistischen Gesellschaftsordnung zu verknüpfen. 
Die jungen Menschen sollen befähigt werden, mit den zukünftigen Herausforderungen des globalen 
Wandels nachhaltig umgehen zu können. 

Die gymnasiale Oberstufe umfasst die Jahrgangsstufe 10 als Einführungsphase sowie die 
Jahrgangsstufen 11 und 12 als Qualifikationsphase. An den Fachgymnasien und den Abendgymnasien 
bilden die Jahrgangsstufe 11 die Einführungsphase und die Jahrgangsstufen 12 und 13 die 
Qualifikationsphase. 

Die Einführungsphase greift unter größtmöglicher Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Schullaufbahnen die im Sekundarbereich I erworbenen Kompetenzen auf und legt die Grundlagen für 
die Arbeit in der Qualifikationsphase. Hierbei hat die Einführungsphase Aufgaben der Kompensation 
und der Orientierung zu erfüllen, um die unmittelbare Anschlussfähigkeit an die Qualifikationsphase 
zu sichern. 

Die Qualifikationsphase vermittelt eine vertiefte Allgemeinbildung sowie eine wissenschafts-
propädeutische Grundbildung, welche in den Unterrichtsfächern auf erhöhtem Anforderungsniveau 
exemplarisch ausgeweitet wird. 

Die bis zum Eintritt in die Qualifikationsphase erworbenen Kompetenzen werden mit dem Ziel der 
Vorbereitung auf die Anforderungen eines Hochschulstudiums oder einer gleichwertigen beruflichen 
Ausbildung erweitert und vertieft. 

Somit erfordert der Unterricht in der Qualifikationsphase eine spezifische Didaktik und Methodik, die 
in besonderem Maße Selbstständigkeit und Eigenverantwortlichkeit sowie Team- und 
Kommunikationsfähigkeit fördern und damit eine unmittelbare Fortsetzung des Bildungsweges an 
einer Hochschule oder in unmittelbar berufsqualifizierenden Bildungsgängen ermöglichen. 

Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass im Unterricht der Qualifikationsphase neben der Vorbereitung 
auf die Abschlussprüfungen sowohl auf erhöhtem als auch auf grundlegendem Anforderungsniveau 
von Beginn an die Ergebnisse in allen Unterrichtsfächern in die Gesamtqualifikation des Abiturs 
eingehen. 

In den jeweiligen Unterrichtsfächern werden unterschiedliche, nicht wechselseitig ersetzbare Formen 
des Wissenserwerbs abgedeckt. Ein entsprechend breites fachliches Grundlagenwissen ist 
Voraussetzung für das Erschließen von Zusammenhängen zwischen den Wissensbereichen, für den 
Erwerb von Lernstrategien sowie für die Kenntnis von Arbeitsweisen zur systematischen Beschaffung, 
Strukturierung und Nutzung von Informationen und Materialien. Um einen stärkeren 
zukunftsorientierten Realitätsbezug der Unterrichtsfächer zu erreichen, ist die Orientierung am 
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung unerlässlich. 

Hierzu führt der Unterricht in der Qualifikationsphase exemplarisch in wissenschaftliche 
Fragestellungen, Kategorien und Methoden ein. Dabei ist der Unterricht so auszugestalten, dass ein 
vernetzendes, fächerübergreifendes und problemorientiertes Denken gefordert und gefördert 
werden.  

Grundsatz der gesamten Arbeit in der Qualifikationsphase ist eine Erziehung, die zur Persönlichkeits-
entwicklung und -stärkung, zur Gestaltung des eigenen Lebens in sozialer Verantwortung sowie zur 
Mitwirkung in der demokratischen Gesellschaft befähigt. Eine angemessene Feedback-Kultur an allen 
Schulen ist ein wesentliches Element zur Erreichung dieses Ziels. 
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1.3 Inklusive Bildung 
Inklusion ist als gesamtgesellschaftlicher Prozess zu verstehen. Dabei stellt inklusive Bildung eine 
übergreifende Aufgabe von Schule dar und schließt alle Gegenstandsbereiche im Lernen ein. Inklusive 
Bildung ist das gemeinsame Lernen von Lernenden mit und ohne Behinderung. Sie ist eine wichtige 
Voraussetzung für Selbstbestimmung, aktive Teilhabe an Gesellschaft, Kultur, Beruf und Demokratie. 
Grundvoraussetzung für eine gelingende Inklusion ist die gegenseitige Akzeptanz und die 
Rücksichtnahme sowie die Haltung und Einstellung aller an Schule Mitwirkenden. Ziel inklusiver 
Bildung ist es, alle Lernenden während ihrer Schullaufbahn individuell zu fördern, einen 
gleichberechtigten Zugang zu allen Angeboten des Unterrichts und der verschiedenen Bildungsgänge 
sowie des Schullebens insgesamt zu ermöglichen. Weiterhin sollen die in den Rahmenplänen 
beschriebenen Kompetenzen und Inhalte der allgemeinbildenden bzw. beruflichen Schulen sowie der 
höchstmögliche Abschluss der jeweiligen Schulart erreicht werden. 

In Mecklenburg-Vorpommern werden Maßnahmen zur Einführung eines inklusiven Schulsystems 
umgesetzt, die Lernende sowie Lehrkräfte entlasten. Dazu werden neben dem Unterricht in 
Regelklassen, eigene Lerngruppen für Lernende mit starken Auffälligkeiten in den Bereichen Sprache 
oder Lernen oder Verhalten gebildet. In inklusiven Lerngruppen erhalten Lernende eine kooperative 
und entsprechend ihrer Lernausgangslage eine individuelle Förderung. Die Lernenden der inklusiven 
Lerngruppen sind einer festen Bezugsklasse in der Grundschule oder in der weiterführenden 
allgemeinbildenden Schule zugeordnet. Der Unterricht in den Lerngruppen erfolgt durch 
sonderpädagogisches Fachpersonal. Ein weiterer Baustein im inklusiven Schulsystem ist die 
Einrichtung von Schulen mit spezifischer Kompetenz. Diese ermöglichen Lernenden mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf in den Schwerpunkten Hören oder Sehen oder körperliche und 
motorische Entwicklung eine wohnortnahe Beschulung. Die Lernenden können mit ihrem 
Freundeskreis, beispielsweise aus der Kindertagesstätte oder aus der Nachbarschaft, gemeinsam in 
eine Schule gehen und gemeinsam lernen. Wichtig im Zusammenhang mit inklusiver Bildung sind 
individualisierte curriculare Anpassungen. Diese finden ihre Anwendung bei einer vermuteten oder 
festgestellten Teilleistungsstörung, bei vermutetem oder festgestelltem sonderpädagogischen 
Förderbedarf sowie bei Feststellung einer Hochbegabung.  
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2 Kompetenzen und Themen im Fachunterricht 
2.1 Fachprofil 

Das Unterrichtsfach Politische Bildung/Sozialkunde befähigt die Lernenden, als verantwortungs-
bewusste Bürgerinnen und Bürger gesellschaftliche und politische Entwicklungen zu begleiten und 
aktiv die Gestaltung einer demokratischen und offenen Gesellschaft mitzubestimmen. Dies setzt die 
Bereitschaft voraus, sich für das Gemeinwesen zu engagieren und das Handeln an den eigenen 
Interessen sowie an demokratischen Prinzipien auszurichten. 

Die Demokratie ist auf die Fähigkeit und Bereitschaft ihrer Bürgerinnen und Bürger zur demokratischen 
Partizipation angewiesen. Sie in jeder Generation immer wieder neu zu bilden, zu befähigen und zu 
motivieren, ist Aufgabe der schulischen politischen Bildung im Rahmen eines qualifizierten 
Fachunterrichts. 

Dabei verbindet das Fach im Sinne einer sozialwissenschaftlich orientierten politischen Bildung 
konzeptuelles Deutungswissen aus den Bereichen Politikwissenschaft, Soziologie und Rechts-
wissenschaft. Dieses bezeichnet für das Fach Politische Bildung/Sozialkunde das Wissen um 
grundlegende Konzepte für das Verstehen von Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und Recht.  

Die Fachinhalte sind über das Kompetenzmodell und durch eine von Kontroversität und Offenheit 
geprägte Unterrichtsstruktur miteinander vernetzt. 

Die normative Leitorientierung des Faches ist durch den „Beutelsbacher Konsens“ beschrieben, der die 
politische Mündigkeit als Ausgangspunkt, Rahmenbedingung und Ziel politischer Bildung in den 
Mittelpunkt stellt: Politische Bildung darf nicht indoktrinieren und überwältigen: „Was in Wissenschaft 
und Politik kontrovers ist, muss auch im Unterricht kontrovers erscheinen“. Nur durch die Bearbeitung 
einer auf Kontroversität fußenden politischen Entscheidungssituation ist politisches Lernen denkbar. 
Leitorientierung geben dabei die Interessen der Lernenden als Subjekte politischer und 
gesellschaftlicher Prozesse. Ihre Interessenlage gilt es zu analysieren und für die Auswahl der 
Unterrichtsgegenstände und Unterrichtsziele zugrunde zu legen. Die Lernenden werden damit als zur 
Mündigkeit befähigte Individuen in ihrem Wunsch, sich frei und ohne Indoktrination ein eigenes Urteil 
bilden zu können, ernst genommen. Politische Bildung ist insofern ergebnisoffen. Dies ist jedoch nicht 
mit Neutralität zu verwechseln. Politische Bildung ist vielmehr normativ auf Demokratie als 
Voraussetzung, Bedingung und Ziel von Bildung bezogen. Konkret wird dies bestimmt durch die 
Orientierung auf die freiheitlich-demokratische Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland und 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. Innerhalb dieses Rahmens ist politische Bildung als 
ergebnisoffenes Lernarrangement zu verstehen, da weder politische Positionen noch Einstellungen als 
Ziel definiert werden. Vielmehr zielt der Unterricht allein auf die Fähigkeit zur selbstbestimmten 
Entscheidung und Handlung. 

Die konkrete Unterrichtsgestaltung erfolgt durch die Transformation vom Sachgegenstand zum 
Lerngegenstand. Dieser Prozess wird durch die Anwendung der fachdidaktischen Prinzipien bestimmt. 
Daraus entstehen Unterrichtskonzepte als simulierte politische Anwendungssituationen, die die 
Lernenden dazu aufrufen, sich zu positionieren. Politische Konflikte, Probleme, konkrete Fälle, 
Dilemma- oder Gründungssituationen sowie zu lösende Zukunftsfragen sind Leitlinien der 
Konstruktion politischer Lernprozesse des Fachunterrichts. 
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2.2 Kompetenzen 

Unterricht im Fach Politische Bildung/Sozialkunde dient der Herausbildung und Stärkung 
fachspezifischer Kompetenzen. Der Rahmenplan adaptiert das von Günter Behrmann, Tilman 
Grammes und Sibylle Reinhardt entwickelte Kompetenzmodell, welches bereits für den 
Sekundarbereich I Anwendung findet, und setzt somit das kompetenzorientierte Lernen fort. Die 
Kompetenzen sind den Inhalten in den jeweiligen Themen vorangestellt und werden über 
operationalisierte Zielstellungen konkretisiert. Diesen können teilweise zwei Anforderungsbereichen 
zugeordnet werden, sodass sich Differenzierungsmöglichkeiten für heterogene Lerngruppen und 
zwischen Grund- und Leistungskurs ergeben. Allgemeine und nicht fachspezifische Kompetenzen, wie 
Sozial- und Selbstkompetenz, sind in diesem Rahmenplan dagegen nicht explizit abgebildet. 

Das diesem Rahmenplan zugrundeliegende Kompetenzmodell umfasst fünf Kompetenzbereiche: 

• Perspektivenübernahme (P),  

• Konfliktfähigkeit (K),  

• politische Urteilsfähigkeit (U), 

• politische Handlungsfähigkeit (H) und  

• sozialwissenschaftliche Analysekompetenz (A). 

Perspektivenübernahme (P) ist die Grundlage sozialen und politischen Denkens und Handelns. Sie 
erfordert die Differenzierung und probeweise Einnahme verschiedener Perspektiven sowie die damit 
verbundene Distanzierung von der eigenen Position. Durch ein Verständnis der Anderen und deren 
Interessen wird soziale Interaktion mit dem Ziel des gemeinsamen Entscheidens möglich. 

Konfliktfähigkeit (K) geht über die Kenntnis und das Verständnis der Perspektive anderer hinaus und 
stellt die Fähigkeit, in konflikthaften Situationen die eigene Position zu vertreten und auf die Regelung 
des Konflikts hinzuwirken in den Mittelpunkt. Konfliktfähigkeit orientiert auf die Anerkennung von 
Konflikten als notwendige Elemente demokratischer Prozesse. 

Um politische Urteilsfähigkeit (U) fördern zu können, sind kontroverse Entscheidungssituationen als 
Unterrichtsgegenstände notwendig. Ein politisches Urteil als eine begründete Positionierung innerhalb 
einer Kontroverse unter Einbeziehung unterschiedlicher Perspektiven und Kategorien bedarf der 
Fähigkeit, von den eigenen Interessen ausgehend die Interessen anderer zu berücksichtigen und 
selbstbezogene Argumentationsmuster zu verlassen. 

Demokratische Gemeinwesen sind auf handlungsfähige Individuen angewiesen. Politische 
Handlungsfähigkeit (H) baut auf dem Wissen über Partizipationsmöglichkeiten auf. Hierfür werden 
notwendige Fähigkeiten und Fertigkeiten eingeübt und gegebenenfalls eigenes politisches Handeln 
reflektiert. Im Fachunterricht Politische Bildung/Sozialkunde können nur die Voraussetzungen 
politischer Handlungsfähigkeit überprüfbar geschaffen werden. Das tatsächliche politische Handeln ist 
dann aber eine individuelle Entscheidung und setzt die prinzipielle Bereitschaft voraus, sich aktiv an 
der Gestaltung des Gemeinwesens zu beteiligen. 

Notwendiges Element politischer Kompetenzen ist die Fähigkeit, gesellschaftliche und politische 
Phänomene, Strukturen und Prozesse unter Anwendung fachwissenschaftlicher Instrumente, z. B. 
Kategorien, Modelle, Theorien, altersadäquat sozialwissenschaftlich analysieren (A) zu können. Diese 
Fertigkeit bildet die Voraussetzung zur Orientierung und Positionierung in einer sich ständig 
verändernden politischen Welt. 

Im Zentrum des Fachunterrichts stehen somit keine Einzelaspekte des politischen und 
gesellschaftlichen Lebens, sondern die Ausbildung von fachspezifischen Kompetenzen zum 
Verständnis der inneren Logik von Institutionen, Ordnungsmodellen und Denkweisen der 
Sozialwissenschaften.  
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Innere Struktur der Themen 

Ausgehend von einer gesellschaftlichen Schlüsselfrage, die im Sinne des Bildungstheoretikers 
Wolfgang Klafki zentrale Herausforderungen benennt, als „W-Frage“ jedoch keine konkrete 
unterrichtliche Aufgabenstellung darstellt, wird jedem Thema eine normative Orientierung 
vorangestellt. Diese ist auf eine grundlegende Wertebildung gerichtet, deren Rahmen durch die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung und die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte gesetzt 
ist. Innerhalb eines Themas werden die fachspezifischen Kompetenzen über die ausgewiesenen 
verbindlichen Inhalte in der linken Tabellenspalte vermittelt und von Hinweisen und Anregungen in 
der rechten Tabellenspalte unterschieden. Für die praktische Umsetzung des Unterrichts gilt das 
Prinzip des exemplarischen Lernens. Die Hinweise und Anregungen dienen der Konkretisierung und 
Erläuterung der verbindlichen Inhalte, sind jedoch nicht obligatorisch.  

Die Schulhalbjahre sind in obligatorische (weiß) und wahlobligatorische Themen (grau) eingeteilt. Für 
den Grundkurs ist zur Vertiefung der obligatorischen Themen mindestens ein zusätzliches 
wahlobligatorisches Thema zu vermitteln. Im Leistungskurs erhöht sich die Anzahl der 
wahlobligatorischen Themen auf mindestens zwei. Die Gelegenheit, zwischen Themen zu wählen, 
bietet die Option, lerngruppen- und lebensweltbezogen auf relevante Inhalte spezifisch einzugehen. 
So besteht zum einen die Möglichkeit, zwischen Lerngruppen ausgehend vom politischen Interesse 
und der Leistungsstärke und zum anderen auf Basis der unterschiedlichen Stundenausstattung von 
Grund- und Leistungskurs – was Umfang und Tiefe anbelangt – zu differenzieren.  

Die Themen können integrativ bearbeitet werden, indem beispielsweise die verbindlichen Inhalte der 
politikwissenschaftlichen Theorien als Ausgangspunkte für die Erarbeitung anderer Themen 
herangezogen werden. Auf diese Weise können Inhalte, welche Gegenstand des Unterrichts sind, 
umfangreicher theoretisch fundiert oder auch expliziter phänomenorientiert bearbeitet werden.  

Die Themen können durch die Anwendung verschiedener Methoden bearbeitet werden. Hierbei 
besteht die Möglichkeit, die im Sekundarbereich I eingeführten Makromethoden zu vertiefen oder die 
sozialwissenschaftliche Analysekompetenz der Lernenden durch die Verwendung neuer Methoden 
auszuweiten. Unter Methoden werden in diesem Sinne ausschließlich fachdidaktische 
Makromethoden oder Makrostrukturen verstanden, die eine Unterrichtssequenz leiten und prägen 
und eng mit fachdidaktischen Prinzipien verbunden sind. Im Idealfall kann ein Modul vollständig durch 
eine Makromethode strukturiert und unterrichtet werden.  

(1) Eine Orientierung am Prinzip des Konflikts stellt eine politische Entscheidungsfrage und die sie 
antreibenden Interessengegensätze in den Mittelpunkt des Unterrichts.  

(2) Problemorientierter Fachunterricht sucht nach Lösungen für politische Probleme mit hoher 
Dringlichkeit sowie kontroversen Positionen und orientiert sich an der Makrostruktur einer 
Problemstudie.  

(3) Der Fall als Prinzip ist kein Beispiel, sondern stellt handelnde Akteure und ihre 
Entscheidungsmöglichkeiten vor, um daran die Komplexität politischen und gesellschaftlich 
relevanten Entscheidens zu erkennen.  

(4) Durch gesellschaftliches Handeln entstandene politische Strukturen und Institutionen stehen 
im Fokus des genetischen Prinzips, in dessen Rahmen die Lernenden politische 
Entscheidungsprozesse nachvollziehen und beurteilen.  

(5) Die Lernenden können politisches Handeln als Gestaltung von Zukunft in Szenarien analysieren 
oder in Zukunftswerkstätten entwerfen.  

(6) Projekte ermöglichen durch verschiedene methodische Ansätze die Unterbrechung 
klassischen Fachunterrichts und liefern Ideen für fächerübergreifendes Lernen. 



Themen 

 

11 

2.3 Themen  
1. Schulhalbjahr | Deutschland als Akteur in einer sich verändernden Welt  

Sicherheitspolitik  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Herausforderungen der nationalen Sicherheit müssen zunehmend multilateral bewältigt werden. 
Welche Werte und Interessen vertritt die Bundesrepublik Deutschland in der internationalen 
Sicherheitspolitik?  

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland in der internationalen 
Sicherheitspolitik an. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  vergleichen unterschiedliche Positionen in Gesellschaft und Politik zu Fragen nationaler  
Sicherheit.  

K  diskutieren Interessen der Bundesrepublik Deutschland in den internationalen Beziehungen 
vor dem Hintergrund ihrer grundgesetzlich verfassten Werte. 

U  bewerten einzelne sicherheitspolitische Maßnahmen der Bundesrepublik Deutschland in 
Bündnissen. 

H  erläutern die Rolle der Bundesrepublik Deutschland in den internationalen Beziehungen und 
können in Debatten sicher argumentieren.  

A  prüfen die Umsetzung sicherheitspolitischer Leitgedanken des Grundgesetzes in 
internationalen Verträgen.  

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Interessen und Werte 
deutscher Außen- und Sicher-
heitspolitik 
 

Handlungsräume der 
Bundesrepublik Deutschland 
 in der NATO 
 
 
 in der EU 

nationale Sicherheit und internationale Stabilität, Freiheit, 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, Multilateralismus, 
Einhaltung internationalen Rechts 
 

Herausforderungen: Zivilschutz, Cyberabwehr, Terrorismus, 
hybride Kriege, militärische Bedrohungen 
 Bedeutung der NATO für die deutsche Sicherheitspolitik: 

transatlantische Partnerschaft, militärischer Schutz 
 Rolle der Bundeswehr für Landes- und Bündnisverteidigung 
 Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) vs. 

nationalstaatliche Außen- und Sicherheitspolitik  

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Sicherheit, Sicherheitspolitik, Bündnisverteidigung, Freiheit, Rechtsstaat, Menschenrechte, 

Multilateralismus, Nationalstaatlichkeit, transatlantisch, Kooperation, Institution, Diplomatie, 
positiver und negativer Frieden 

Satz- und Textebene: 
 Die Bundesrepublik Deutschland nimmt in den internationalen Beziehungen eine maßgebliche 

Vermittlerrolle ein, indem sie durch diplomatische Gespräche, multilaterale Kooperation und ihr 
Engagement in supranationalen Institutionen zur Stabilität und Konfliktlösung beiträgt.  

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [DB] [MD] [Geografie] [Geschichte] 
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Klimapolitik 

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Der Herausforderung des Klimawandels kann nur in internationaler Zusammenarbeit adäquat 
begegnet werden. Welche Handlungsmöglichkeiten besitzt die Bundesrepublik Deutschland in den 
internationalen Beziehungen?   

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die klimapolitische Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland in den 
internationalen Beziehungen an. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  stellen unterschiedliche nationalstaatliche und zivilgesellschaftliche Positionen im Umgang 
mit dem Klimawandel gegenüber.  

K  weisen Interessenkonflikte in der globalen Klimapolitik nach und entwickeln mögliche 
Lösungsansätze. 

U  untersuchen Einflussmöglichkeiten staatlicher und nichtstaatlicher Akteure bei 
internationalen Klimakonferenzen und erörtern deren Entscheidungen. 

H  ermitteln Möglichkeiten und Grenzen nationaler und internationaler Akteure in der 
Klimapolitik und können daraus eigene Handlungsoptionen ableiten. 

A  prüfen die Durchsetzung deutscher Interessen in internationalen Klimaverträgen. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Interessenkonflikte im Umgang 
mit dem Klimawandel  
 
Handlungsräume der 
Bundesrepublik Deutschland 
 
 in UN-Klimakonferenzen 
 in der EU 

ökologische und ökonomische Interessen, Ressourcenknappheit, 
Migration als Folge von Klimawandel 
 
Einflussmöglichkeiten staatlicher und nichtstaatlicher Akteure in 
Entscheidungsprozessen 
 
Umsetzung internationaler Beschlüsse auf nationalstaatlicher 
Ebene  

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Ökologie, Ökonomie, Ressourcen, Migration, Klimawandel, Klimakonferenz, Klimaschutz, 

international, global, Emission, Ressourcenknappheit 
Satz- und Textebene: 
 Die Bundesrepublik Deutschland kann durch eine konsequente Förderung erneuerbarer 

Energien sowie der Umsetzung strenger Emissionsrichtlinien und internationaler Kooperationen 
im Rahmen des Pariser Klimaabkommens eine zentrale Rolle in der globalen Klimapolitik 
einnehmen.  

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [BNE] [BTV] [Geografie] [Wirtschaft] 
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Bundeswehr - Instrument der deutschen Sicherheitspolitik  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Die Bundesrepublik Deutschland ist mit sicherheitspolitischen Herausforderungen konfrontiert. 
Inwiefern gewährleistet die Bundeswehr die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die Notwendigkeit der Legitimität von Strukturen und Aufgaben der 
Bundeswehr an.  

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  stellen verschiedene Positionen zur Rolle der Bundeswehr in der Sicherheitspolitik in 
Gesellschaft und Politik gegenüber.  

K  erläutern die Wechselwirkungen zwischen sicherheitspolitischen Aufgaben der Bundeswehr 
als Parlamentsarmee und ihrer gesellschaftlichen Verankerung.  

U  beurteilen die Rolle der Bundeswehr im Rahmen der Landes- und Bündnisverteidigung sowie 
der internationalen Friedenssicherung. 

H  charakterisieren Aufgaben und Leitbild der Bundeswehr und können sich in Debatten zur 
Legitimität und Effizienz der Bundeswehr positionieren.  

A  analysieren ausgewählte Auszüge des Jahresberichts des/der Wehrbeauftragten.  

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Aufgaben der Bundeswehr 
 
 Landes- und 

Bündnisverteidigung 
 

 internationale 
Friedenssicherung 

 
 
Leitbild  
„Staatsbürgerinnen und 
 Staatsbürger in Uniform“ 
  

 
 
 Art. 87 a GG, NATO-Vertrag, „nukleare Teilhabe“ in der NATO  
 
 
 Auslandseinsätze und (Friedens-) Missionen, z. B. Sicherung 

der Seewege, Trainingsmissionen, NATO, EU (GSVP), UN-
Mandat, „robustes und weiches Mandat“  

 
Einsatz der Bundeswehr im Inneren (Art. 35, 87 a GG) 
Parlamentsarmee 
Innere Führung vs. Befehl und Gehorsam, Wehrbeauftragte(r) 
Diskussion um Wehrdienst/Wehrdienstverweigerung, gesell-
schaftliche Verteidigungsbereitschaft, Umgang mit Veteranen  

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 NATO, Friedenssicherung, nuklear, Auslandseinsätze, Missionen, Wehrdienst, Bundeswehr 
Satz- und Textebene: 
 Die Berufstätigkeit bei der Bundeswehr umfasst nicht nur sicherheitspolitische Aufgaben, 

sondern erfordert auch die Achtung demokratischer Werte sowie ethisches Handeln der Person.  

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [DB] [Geschichte] 
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Bilaterale Beziehungen in der deutschen Außenpolitik  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
In der Zeit zahlreicher globaler Konflikte und Herausforderungen sind bilaterale Beziehungen von 
großer Bedeutung. Welchen Stellenwert haben Beziehungen zu anderen Staaten in der deutschen 
Außenpolitik? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die Notwendigkeit bilateraler Beziehungen als elementaren Teil deutscher 
Außenpolitik an.  

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  stellen politische und gesellschaftliche Positionen zu ausgewählten bilateralen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber.  

K  diskutieren die Gestaltung bilateraler Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland im 
Spannungsfeld von Wertebindung und Interessenwahrnehmung. 

U  beurteilen politische Strategien, Strukturen und Maßnahmen in bilateralen Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland. 

H  setzen sich mit der Arbeit zivilgesellschaftlicher Organisationen und Projekte auseinander 
und können sich in diesen beteiligen.  

A  analysieren Auszüge politischer Reden hinsichtlich der Ideen und Grundhaltungen deutscher 
Außenpolitik.   

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Analyse einer konkreten 
bilateralen Beziehung  
 
Kriterien: 
 historische Entwicklung  
 Interessen  
 Einstellungen 
 Strategien  
 staatliche und 

zivilgesellschaftliche 
Strukturen  

 Maßnahmen 
 

Frankreich – Deutschland 
 Vertrag über die deutsch-französische Zusammenarbeit/ 

Elysee-Vertrag, deutsch-französisches Jugendwerk 

USA – Deutschland 
 transatlantische Partnerschaft, Stationierung von 

US-Truppen, Studierendenaustausch 

Israel – Deutschland 
 Existenzrecht Israels als „deutsche Staatsräson“, Nahost-

Konflikt und Zwei-Staaten-Lösung, Schulpartnerschaften  

Russland – Deutschland 
 Ambivalenz zwischen Konfrontation (Cyber-Attacken, 

atomare Bedrohung) und Kooperation (Energieversorgung)  

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 bilateral, Strategien, zivilgesellschaftlich, Existenzrecht, Nahost-Konflikt, Zwei-Staaten-Lösung, 

Ambivalenz, Konfrontation 
Satz- und Textebene: 
 Zivilgesellschaftliche Organisationen wie das Deutsch-Französische Jugendwerk sind in der Lage, 

durch bilaterale Austauschprogramme nicht nur den Zusammenhalt zwischen den Nationen zu 
stärken, sondern auch junge Menschen zu einem reflektierten und weltoffenen Handeln zu 
befähigen, wodurch die europäische Verständigung und interkulturelle Bildung gefördert wird. 

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [Geografie] [Geschichte] [Wirtschaft] [Evangelische Religion] [Katholische Religion] 
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Die Europäische Union in einer sich verändernden Weltordnung  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Die Machtverteilung innerhalb der internationalen Beziehungen unterliegt einem stetigen Wandel. 
Wie agiert die Europäische Union in einer multipolaren Weltordnung?  

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die Notwendigkeit einer aktiven Rolle der Europäischen Union in der 
internationalen Politik an. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  erschließen geopolitische Interessen ausgewählter Nationalstaaten. 

K  erklären die Positionen der Europäischen Union zu ausgewählten Konfliktlinien in den 
internationalen Beziehungen. 

U  diskutieren Strategien und Handlungsmöglichkeiten der Europäischen Union in der 
multipolaren Weltordnung.  

H  erschließen den Einfluss der Europäischen Union auf internationale Konfliktlagen und 
können sich für europäische Werte einsetzen. 

A  untersuchen die Strukturen der gegenwärtigen Weltordnung. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Konflikte und Konfliktlinien in 
der multipolaren Weltordnung 
 
 Geopolitische Interessen 
 
 
 
 Demokratie vs. Autokratie 
 
Rolle der Europäischen Union  
 

USA, Russland, China 
 
 
 Sicherheit, Welthandel, Bündnispolitik, Energie, Ressourcen 
 Konflikte: Russland-Ukraine, China-Taiwan, „neue“ Seiden-

straße, Südchinesisches Meer, Nordpolarmeer 
 
 Werteorientierung, Gewaltenteilung, Rechtsstaatlichkeit 
 
Abschottung vs. Kooperation:  
 Erweiterungs- und Vertiefungsprozess, Rüstungs- und 

Verteidigungspolitik, Freihandel vs. Protektionismus, 
Menschenrechte, Datenschutz, Verbraucherrechte, Entwick-
lungspolitik  

 Innereuropäische Interessenkonflikte und Abstimmungs-
prozesse  

 Verhältnis zwischen der NATO und der EU 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 multipolar, geopolitisch, Welthandel, atomare Abschreckung, Autokratie, Gewaltenteilung, 

Freihandel, Datenschutz, Verbraucherrechte, internationale Organisationen, Protektionismus 
Satz- und Textebene: 
 Die Bundesrepublik Deutschland kann in der multipolaren Weltordnung durch eine strategische 

Außenpolitik eine stabile Mittlerrolle einnehmen, die auf diplomatische Vermittlung und 
wirtschaftliche Kooperation setzt, indem sie sich für multilaterale Bündnisse engagiert. 

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [DB] [BNE] [Geografie] [Geschichte] [Wirtschaft] 
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Theorien Internationaler Beziehungen  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Theorien internationaler Beziehungen erklären globales staatliches und nichtstaatliches Handeln 
modellhaft. Wie kann wissenschaftliche Forschung zum Verständnis von politischen Prozessen und 
Entscheidungen beitragen?  

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die Notwendigkeit des wissenschaftlichen Diskurses an. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  erschließen Annahmen und Genese unterschiedlicher sozialwissenschaftlicher Theorien zum 
politischen Handeln in den internationalen Beziehungen. 

K  leiten unterschiedliche politische Handlungsoptionen auf Basis dieser Theorien ab. 

U  diskutieren politisches Handeln unter Anwendung unterschiedlicher Theorien der 
internationalen Beziehungen. 

H  ermitteln Handlungsräume nichtstaatlicher politischer Akteure aus den 
sozialwissenschaftlichen Theorien und können diese für das eigene zivilgesellschaftliche 
Handeln nutzen.  

A  bewerten den Erklärungsgehalt der Theorien für politisches Handeln in den internationalen 
Beziehungen. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Weltordnungsmodelle 
 
 
Theorien internationaler 
Beziehungen 

Anarchie der Staatenwelt, Hegemoniale Ordnung, Horizontale 
Selbstkoordination, Ordnung durch Weltregierung  
 
(Neo-)Realismus, Liberalismus, Institutionalismus, Konstruk-
tivismus 
Spieltheorie: Gefangenendilemma, Chicken Game 
 
Kriterien der Theoriebewertung:  
Erklärungsgehalt, Schlüssigkeit, Anwendbarkeit 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 global, sozialwissenschaftlich, Anarchie, Hegemon, Selbstkoordination, Regierung, 

Weltordnungsmodelle, (Neo-)Realismus, Liberalismus, Institutionalismus 
Satz- und Textebene: 
 Die Theorie des Institutionalismus hebt hervor, dass durch regelbasierte Strukturen und 

internationale Organisationen wie die Vereinten Nationen nachhaltige Stabilität und friedliche 
Konfliktlösungen gefördert werden können. 

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [MD] [Geschichte] [Wirtschaft] 
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2. Schulhalbjahr | Gesellschaftliche Diversität und Pluralismus  

Soziale Sicherungssysteme  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Demografischer Wandel und Digitalisierung sind gesamtgesellschaftliche Herausforderungen für 
den Sozialstaat. Wie können soziale Sicherungssysteme vor diesem Hintergrund künftig gestaltet 
werden? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden erschließen Solidarität als Grundprinzip des gesellschaftlichen Zusammenlebens.  

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  erklären unterschiedliche Interessen und politische Grundhaltungen zur Ausgestaltung des 
Sozialstaats. 

K  arbeiten Konflikte zwischen gesellschaftlichen bzw. politischen Akteuren bzgl. der 
Maßnahmen in sozialen Sicherungssystemen heraus.  

U  bewerten soziale Sicherungssysteme der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich ihrer 
Nachhaltigkeit und vergleichen diese mit anderen nationalstaatlichen Modellen.  

H  diskutieren Möglichkeiten und Grenzen staatlicher sozialer Sicherung und können 
Rückschlüsse auf individuelle Partizipationsmöglichkeiten ziehen.  

A  vergleichen Modelle sozialer Sicherungssysteme anhand von statistischem Material. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Themenfelder der sozialen 
Sicherung  
 
Herausforderungen für die 
soziale Sicherung in der 
Bundesrepublik Deutschland  
 
Gerechtigkeitskonzepte 
 Generationengerechtigkeit 
 Geschlechtergerechtigkeit 
 Leistungsgerechtigkeit 
 Verteilungsgerechtigkeit  
 
nachhaltige Ausgestaltung der 
sozialen Sicherungssysteme 
der Bundesrepublik 
Deutschland 
 
 
Modelle sozialer Sicherung in 
anderen Staaten 

Gesundheit, Rente, Pflege, Grundsicherung  
Akteure: Interessengruppen, Verbände, Parteien 
 
demografischer Wandel und grenzüberschreitende Migration, 
Urbanisierung, Digitalisierung und Datenschutz, Wertewandel 
 
 
Recht vs. Gerechtigkeit 
 
 
 
 
 
Digitalität in sozialen Sicherungssystemen: Elektronische 
Patientenakte, „der gläserne Patient“, Datenschutz, Präventions- 
und Kontrollsysteme 
Finanzierung  
Solidarität 
 
USA, Schweden, Norwegen, Großbritannien, Schweiz 
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Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Sozialstaat, Sozialstaatsprinzip, Solidarität, soziale Gerechtigkeit, demografischer Wandel, 

soziale Sicherung, soziale Sicherungssysteme, Leistungsgerechtigkeit, Verteilungsgerechtigkeit, 
Subsidiarität, Gleichberechtigung, Gleichstellung, Diversität, Pluralismus 

Satz- und Textebene: 
 Ich bin der Auffassung, dass staatliche soziale Sicherung ein wichtiges Instrument zur 

Gewährleistung gesellschaftlicher Stabilität und individueller Chancengleichheit darstellt, jedoch 
durch die demografische Entwicklung sowie die politischen Rahmenbedingungen an ihre 
Grenzen stößt, wodurch eigenverantwortliche Vorsorgemaßnahmen an Bedeutung gewinnen.  

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [BTV] [DB] [Geschichte] [Philosophie] [Wirtschaft] 
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Politische Kultur und Partizipation  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Die politische Kultur einer Gesellschaft unterliegt einem stetigen Veränderungsprozess. Wie 
beeinflusst der Wertewandel die politische und zivilgesellschaftliche Beteiligung? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die Vielfalt von Wertvorstellungen als Merkmal demokratischer 
Gesellschaften an.  

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  beschreiben den Wandel ausgewählter Werte unter Berücksichtigung politischer, 
rechtlicher und gesellschaftlicher Aspekte.  

K  stellen unterschiedliche Wertvorstellungen zu spezifischen gesellschaftlichen Fragen 
gegenüber.  

U  erörtern den Einfluss gesellschaftlichen Wertewandels auf politische Diskurse und 
Entscheidungen in ausgewählten Politikfeldern.  

H  reflektieren ihre individuellen Werthaltungen und können daraus potenzielle 
Teilhabevarianten ableiten.  

A  führen eine fragebogenbasierte Erhebung zum Zusammenhang von Werthaltungen sowie 
der politischen und zivilgesellschaftlichen Teilhabe in ihrem Nahbereich durch.  

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Wertewandel 
 
 Soziologische Modelle  
 
 Empirische Befunde 
 
Partizipationsformen 
 
Auswirkung des Wertewandels 
auf politische Entscheidungen 
 

 
 
 Materialismus vs. Postmaterialismus, Bedürfnishierarchie 
 
 Shell-Jugendstudien, SINUS-Milieus  
 
politisch, zivilgesellschaftlich, ehrenamtliches Engagement 
 
Artikel 16a GG, § 218 StGB, Allgemeine Dienstpflicht, Umwelt- 
und Energiepolitik im europäischen Rahmen, Migrationspolitik 
der EU sowie einzelner Staaten, Außen- und Sicherheitspolitik, 
Staatsbürgerschaft, Inklusion, Subsidiaritätsprinzip, Sozialstaat 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 soziale Milieus, Werte, Partizipation, Engagement, politisch, ehrenamtlich, zivilgesellschaftlich, 

Soziologie 
Satz- und Textebene: 
 Der gesellschaftliche Wertewandel übt einen maßgeblichen Einfluss auf politische Diskurse und 

Entscheidungen aus, da veränderte Normen und gesellschaftliche Erwartungen die 
Programmatik von Parteien prägen, wodurch Themen wie Klimaschutz, Gleichberechtigung oder 
Migration in den Mittelpunkt rücken. 

Verknüpfungen  
[MV] [BNE] [BO] [Geschichte] [Philosophie] [Wirtschaft] 
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Einsamkeit – Phänomen einer sich individualisierenden Gesellschaft  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Durch die Pluralität von Lebensformen und Digitalität wird Einsamkeit zu einer politischen und 
gesellschaftlichen Herausforderung. Welche Entscheidungen sind für die Förderung des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts notwendig? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen gesellschaftlichen Zusammenhalt als Voraussetzung einer demokratischen 
Öffentlichkeit an. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden… 

P  beschreiben Einsamkeit unter Berücksichtigung von Demografie, Wertewandel und 
Digitalisierung.  

K  erklären das Spannungsverhältnis von individueller Lebensführung, gesellschaftlichem 
Zusammenhalt und der Notwendigkeit politischer Regelung.  

U  diskutieren Maßnahmen zur Überwindung von Einsamkeit und zur Förderung des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts. 

H  entwickeln Strategien des Mediennutzungsverhaltens und können die digitale Öffentlichkeit 
mitgestalten. 

A  analysieren Strategien zur Überwindung von Einsamkeit anhand verschiedener Konzepte. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Einsamkeit 
 Ursachen 

 Auswirkungen auf den 
gesellschaftlichen 
Zusammenhalt 

 

Strategien zur Förderung des 
gesellschaftlichen 
Zusammenhalts 

 
 Sozialisation, Mediennutzung  

 Politikabstinenz, Wahlverhalten, Systeme sozialer Sicherung, 
ehrenamtliches Engagement 

 
Phänomen Hikikomori (Japan) 

Strategien und Maßnahmen: Netzpolitik, Sozialarbeit, Förderung 
von ehrenamtlichem Engagement und Vereinen, Städteplanung 
und Quartiersmanagement, Partizipationsmöglichkeiten 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Einsamkeit, Segregation, Demografie, Wertewandel, Individuum, Gesellschaft, Vereinzelung, 

Atomisierung, Sozialisation, Digitalität, Öffentlichkeit 
Satz- und Textebene: 
 Ich vertrete die Position, dass das individuelle Mediennutzungsverhalten einen erheblichen 

Einfluss auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt hat, da eine kritische und reflektierte 
Auseinandersetzung mit Informationen zur Förderung eines konstruktiven Diskurses beiträgt, 
während die selektive Wahrnehmung durch Filterblasen und die Verbreitung von 
Desinformationen Polarisierung und soziale Segregation verstärken können.  

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [BNE] [Geschichte] [Sport] 
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Bildungssoziologie und Bildungspolitik  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Offene Gesellschaften zeichnen sich durch Chancengerechtigkeit und sozialen Aufstieg bei 
unterschiedlichen individuellen und sozialen Voraussetzungen aus. Wie kann dieser Anspruch durch 
das Bildungssystem gewährleistet werden? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden akzeptieren die Notwendigkeit staatlicher Strukturen und Maßnahmen, um die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit zu gewährleisten. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden… 

P  arbeiten Faktoren sozialer Mobilität auf Basis unterschiedlicher Bildungsbiografien heraus. 

K  beschreiben das Spannungsfeld zwischen individueller und staatlicher Verantwortung zur 
Überwindung sozialer Ungleichheiten.  

U  bewerten bildungspolitische Konzepte zur Überwindung sozialer Ungleichheiten. 

H  entwickeln bildungspolitische Maßnahmen im Nahraum und können deren Wirksamkeit 
diskutieren.  

A  werten ausgewählte Statistiken der Bildungsforschung aus.  

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Sozialstrukturanalyse  
 
 
 
 
Bildung und soziale Herkunft  
 
 
 
Handlungsmöglichkeiten des 
Staates 
 

Erscheinungsformen und Ursachen sozialer Ungleichheit 
soziale Lagen, soziale Milieus, soziale Mobilität 
Dimensionen: Bildung, Einkommen, Vermögen, Geschlecht, 
Behinderung, soziale Sicherheit 
 
Schullaufbahnempfehlungen, Bildungsforschung, Schulleistungs-
untersuchungen, kulturelles und soziales Kapital, Vererbung von 
Bildungschancen, Schulgeld, Ausbildung und Studium 
 
Chancen- und Verteilungsgerechtigkeit 
bildungspolitische Maßnahmen in Mecklenburg-Vorpommern 
und auf Bundesebene, Start-Chancen-Programm, Digitalisierung, 
Unterstützungsleistungen (BAföG), Bildungs- und Teilhabepaket, 
Vermögenssteuer/-abgabe, Erbschaftssteuer 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 soziale Disparitäten, soziale Lagen, Chancengerechtigkeit, Sozialstruktur, soziale Dimensionen, 

soziale Ungleichheit, Bildungsgerechtigkeit 
Satz- und Textebene: 
 Die Kombination aus staatlichen Maßnahmen und zivilgesellschaftlichem Engagement kann die 

Überwindung sozialer Ungleichheiten fördern, wobei der Erfolg von der Finanzierung und der 
gesellschaftlichen Akzeptanz abhängt. 

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [MD] [Philosophie] [Wirtschaft] 
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Gesellschaftliche Konfliktlinien und die Struktur des Parteiensystems 

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Parteiensysteme sollen gesellschaftliche Konfliktlinien abbilden. Wie kann ein Parteiensystem dieser 
Aufgabe gerecht werden? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die strukturelle Anpassungsfähigkeit von Parteiensystemen an. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden… 

P  beschreiben ausgewählte gesellschaftliche Konfliktlinien. 

K  erklären den Unterschied politischer Positionen von Parteien mit Hilfe des Cleavage-
Modells. 

U  bewerten die Legitimität der Struktur des Parteiensystems.  

H  diskutieren die Notwendigkeit von Parteienneugründungen und können entsprechende 
Strategien entwickeln. 

A  analysieren Auszüge aus unterschiedlichen Partei- oder Wahlprogrammen mit Hilfe des 
Cleavage-Modells.  

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Cleavage-Modell  
 
 
 
 
deutsches und europäisches 
Parteiensystem 

Mögliche Konfliktlinien: autoritär – libertär, Kapital – Arbeit, 
Kirche – Staat, Stadt – Land, Zentrum – Peripherie, Ökonomie – 
Ökologie, Kosmopolitismus – Kommunitarismus  
Wertewandel 
 
Parteienentstehung und -entwicklung, europäische Parteien-
familien, Partei- und Wahlprogramme, Wahlverhalten, 
Repräsentationslücke 
 
Simulation: Parteineugründung 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Cleavage-Modell, Konfliktlinie, Kapital, Kosmopolitismus, Kommunitarismus, Partei, 

Parteiensystem, Partei- und Wahlprogramm, Wahlverhalten 
Satz- und Textebene: 
 Eine Betrachtung im Kontext des Cleavage-Modells wäre die Überlagerung traditioneller 

Konfliktlinien mit aktuellen gesellschaftlichen Spaltungen, wie etwa Globalisierungs-
befürwortern und –gegnern, wodurch sich neue politische Akteure und Bewegungen 
herausbilden und die Parteienlandschaft verändern. 

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [MD] [Geschichte]  
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3. Schulhalbjahr | Demokratische Öffentlichkeit  

Politische Meinungsbildung und öffentlicher Diskurs   

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Die Gewährleistung von öffentlichen Diskursen ist eine zentrale Voraussetzung zum Erhalt einer 
offenen Gesellschaft. Welche Bedeutung haben vor diesem Hintergrund die Meinungs-, Presse- und 
Wissenschaftsfreiheit? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die Notwendigkeit des Schutzes der demokratischen Öffentlichkeit an.  

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden… 

P  erläutern unterschiedliche Positionen zu den Grenzen der Meinungsfreiheit.  

K  bewerten den Einfluss von politischen und zivilgesellschaftlichen Akteuren auf die politische 
Meinungsbildung. 

U   diskutieren Regelungen zur Sicherung eines öffentlichen Diskurses. 

H  weisen Manipulationsstrategien nach und können Gegenreaktionen umsetzen. 

A  analysieren ausgewählte politische Diskurse.  

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Meinungs- und Pressefreiheit  
 Bedeutung für die 

Demokratie 
 
 
 

 Manipulationsstrategien 
 
 
 
 

 Gegenmaßnahmen 
 

 
politischer Diskurs in der 
medialen Öffentlichkeit 

Art. 5 GG, Wissenschaftsfreiheit, Grenzen der Meinungsfreiheit  
 Gewährleistung von Pluralismus, Austragung von 

Kontroversen, Vergleich der Meinungs- und Pressefreiheit in 
Demokratien und autokratischen Systemen, Verrohung der 
Gesprächskultur  

 

 Fake News, Desinformationskampagnen, Hate Speech, 
Verstärkung von antidemokratischen Tendenzen 
(„Bubbles“), Delegitimierung wissenschaftlicher Expertise, 
„Deepfakes“ „False Balance“, Gaslighting, Algorithmen 

 

 Plattformregulierung, Faktenchecks, journalistische 
Gütekriterien, Counter Speech 

 

Mediensystem: öffentlich-rechtlich und privat-kommerziell, 
Pressekodex, Funktionen von Medien, individuelle 
Mediennutzung, social media 
Netzpolitik 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Meinungsbildung, Diskurs, Meinungs- und Pressefreiheit, Autokratie, Manipulationsstrategien, 

Medien, Fake News, Desinformationskampagne, Hate/Counter Speech, Algorithmen, 
Legitimation 

Satz- und Textebene: 
 Die politische Meinungsbildung wird durch politische und zivilgesellschaftliche Akteure 

beeinflusst, da sie durch öffentliche Debatten politische Agenden setzen, welche eine 
Pluralisierung des Diskurses aber auch eine Verstärkung ideologischer Polarisierung begünstigen 
können. 

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [MD] [BTV] [DB] [PG] [Philosophie] [Deutsch] 
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Populismus und Extremismus in Europa  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Populistische und extremistische Gruppierungen und Parteien sind eine Herausforderung für die 
Demokratien in Europa. Wie können Politik und Zivilgesellschaft jenen entgegentreten?  

Normative Orientierung 
Die Lernenden akzeptieren die Notwendigkeit von Konzepten zum Schutz der Demokratie.  

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden… 

P  begründen Zustimmungswerte zu populistischen und extremistischen Positionen in Europa. 

K  diskutieren den Einfluss populistischer und extremistischer Gruppierungen und Parteien auf 
die politischen Institutionen, Verfahren und Konventionen.  

U  bewerten Instrumente der wehrhaften Demokratie im Spannungsfeld von Legalität und 
Legitimität. 

H  erkennen populistische und extremistische Positionen und können sich aktiv für eine offene 
und pluralistische Gesellschaft einsetzen. 

A  analysieren Wahlergebnisse populistischer und extremistischer Parteien. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Populismus und Extremismus 
in Deutschland und Europa 
 Merkmale 
 Formen 
 
 
 
 
 
 
 
Handlungsmöglichkeiten zum 
Schutz der Demokratie 

Parteien und Bewegungen 
Programmatik: Demokratie- und Rechtsstaatsverständnis, 
Frauenbilder, Minderheitenrechte, Verhältnis zur Europäischen 
Union, Begriff des Staatsvolkes 
 
Parteien in ausgewählten europäischen Staaten: Ungarn, Polen, 
Österreich, Niederlande, Italien, Frankreich 
Fraktionen im Europäischen Parlament 
 
Populismus und Verschwörungserzählungen  
 
Konzept der Wehrhaften Demokratie: Parteien- und 
Vereinigungsverbote, Rede- und Auftrittsverbote, Indizierung 
von verfassungsfeindlicher Musik und Literatur  
Politische Bildung, Prävention und Deradikalisierung, Stärkung 
der demokratischen Zivilgesellschaft 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Populismus, Extremismus, Verschwörungserzählungen, Wehrhafte Demokratie, Indizierung, 

Prävention, Deradikalisierung 
Satz- und Textebene: 
 Eine Position ist, dass populistische und extremistische Parteien erhebliche Auswirkungen auf 

politische Institutionen haben, da sie durch die gezielte Infragestellung demokratischer Normen, 
die Polarisierung des gesellschaftlichen Diskurses und die Delegitimierung etablierter 
Entscheidungsprozesse das Vertrauen in staatliche Strukturen schwächen können. 

Verknüpfungen  
[MV] [MD] [BO] [DB] [Geschichte]  
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Antisemitismus  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Das Engagement gegen Antisemitismus ist eine zentrale gesellschaftliche Aufgabe. Wie lässt sich 
eine Gesellschaft gestalten, in der Jüdinnen und Juden frei und sicher leben können? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden erschließen die Notwendigkeit des Engagements von Staat und Gesellschaft gegen 
Antisemitismus.  

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P   weisen unterschiedliche Formen von Antisemitismus nach. 

K  vergleichen antisemitische Positionen mit legitimer Israel-Kritik. 

U  bewerten staatliche Maßnahmen und gesellschaftliche Handlungsmöglichkeiten zur 
Bekämpfung von Antisemitismus und zum Schutz jüdischen Lebens. 

H  prüfen Äußerungen auf antisemitische Inhalte und können gegen diese fundiert 
argumentieren. 

A  analysieren Verschwörungserzählungen bezüglich antisemitischer Grundmuster. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Antisemitismus 
 Definition  

 
 Formen 
 
 
 Antisemitische Narrative 
 
 
 
 
Antisemitismus begegnen 
 Staatliche Maßnahmen 
 
 
 
 
 
 Gesellschaftliche 

Handlungsmöglichkeiten 
 
 

 
 IHRA, Abgrenzung Antisemitismus von legitimer Israel-Kritik  
 
 religiös (Antijudaismus), Rassistisch/Nationalistisch, Post-

Shoah, Israelbezogen 
 
 Verschwörungserzählungen und -mythen, Darstellungen in 

Literatur und Medien  
 Bezug zu Anti-Amerikanismus, Anti-Kapitalismus, Anti-

Globalisierung 
 
 
 Landesaktionsplan gegen Antisemitismus (Mecklenburg-

Vorpommern), Schutz und Förderung der jüdischen 
Gemeinschaft, Landes- und Bundesbeauftragte für jüdisches 
Leben und gegen Antisemitismus, Bildungspläne und  
-projekte, Förderung von Gedenkstättenfahrten 

 
 Interessenverbände: Zentralrat der Juden, Zentral-

wohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland 
 interreligiöse Kulturprojekte, Synagogen als Begegnungs-

räume, Sportvereine  
 demokratische Erinnerungskultur: Stolpersteine, jüdische 

Friedhöfe, Denkmalpflege, „Holocaust-Gedenktag“ 
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Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Antisemitismus, Narrativ, Religion, Judaismus, Rassismus, nationalistisch, Shoah, 

Erinnerungskultur, Holocaust, Stolpersteine 
Satz- und Textebene: 
 Staatliche Maßnahmen, wie eine konsequente Strafverfolgung antisemitischer Straftaten und 

die Förderung politischer Bildung, sowie gesellschaftliches Engagement, wie interreligiöse 
Dialoge und eine bewusste Erinnerungskultur, bilden die Grundlage der Bekämpfung von 
Antisemitismus und des Schutzes jüdischen Lebens.  

Verknüpfungen  
[MD] [MV] [BO] [Geschichte] [Religion] [Philosophie] [Geografie] 
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Pluralismus in der Demokratietheorie 

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
In der politikwissenschaftlichen Theorie und in der Gesellschaft stehen sich unterschiedliche 
Vorstellungen von Demokratie gegenüber. Welche Bedeutung hat hierbei die Akzeptanz von 
Pluralismus? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen Pluralismus als Wesensmerkmal von Demokratien an. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  erläutern unterschiedliche Demokratieverständnisse in politischen Theorien. 

K  vergleichen kriterienorientiert die Konzepte der offenen und geschlossenen Gesellschaft. 

U  diskutieren Qualitätskriterien und Schutzmechanismen zur Sicherung einer demokratischen 
Gesellschaft. 

H  weisen demokratiegefährdende Positionen auf Basis politikwissenschaftlicher Theorien 
nach und können sich für die offene Gesellschaft einsetzen. 

A  analysieren politische Texte vor dem Hintergrund demokratietheoretischer Modelle. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Identitätstheorie nach 
Rousseau 
 
Modell der offenen 
Gesellschaft nach Popper 
 

Adaption durch die politische Rechte und Linke 
 
 
Toleranzparadoxon  
 
Demokratiegefährdende Phänomene: Populismus, Extremismus 
 
Bezüge zu weiteren Theorien: 
Pluralismustheorie von Ernst Fraenkel  
Totalitarismustheorien von Hannah Ahrendt, Theodor W. Adorno 
Freund-Feind-Theorie von Carl Schmitt, Chantal Mouffe 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Offene Gesellschaft, geschlossene Gesellschaft, Identitätstheorie, Toleranzparadoxon 
Satz- und Textebene: 
 Populismus untergräbt einerseits durch die Vereinfachung komplexer politischer Sachverhalte, 

die Polarisierung der Gesellschaft und die Delegitimierung institutioneller 
Entscheidungsprozesse das Vertrauen in demokratische Strukturen, kann aber andererseits 
Impulse für politische Reformen geben, sofern demokratische Institutionen in der Lage sind, 
populistische Narrative kritisch zu hinterfragen.  

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [DB] [MD] [Geschichte] [Philosophie]  
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4. Schulhalbjahr | Politische Entscheidungsprozesse   

Politische Entscheidungsprozesse und Gewaltenverschränkung   

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Politische Entscheidungsprozesse erfolgen im Zusammenspiel von Parlament und Regierung. Wie 
können Gesetzgebung und die Kontrolle der Regierung strukturiert werden? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden akzeptieren die Komplexität parlamentarischer Funktionsweisen und 
Kontrollmechanismen. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  erklären die Funktionen einzelner Institutionen in parlamentarischen und präsidentiellen 
Regierungssystemen. 

K  stellen Prozesse der Entscheidungsfindung in Regierungskoalitionen mit und ohne 
parlamentarische Mehrheit sowie auf EU-Ebene gegenüber.  

U  bewerten kriterienorientiert die Umsetzung von Gewaltenverschränkung in verschiedenen 
Regierungssystemen. 

H  erklären die Funktionslogiken im Gesetzgebungsprozess und können gesellschaftliche 
Einflussmöglichkeiten ableiten. 

A  analysieren kriterienorientiert Verfassungstexte.  

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

parlamentarisches und 
präsidentielles Regierungs-
system 
 
Entscheidungsprozesse und 
Funktionslogiken auf national-
staatlicher und EU-Ebene 
 Gesetzgebung 

 
 

 Kontrolle der Regierung 

Wahlfunktion des Parlamentes, Rolle des Staatsoberhauptes, 
Koalitionsbildung, Minderheitsregierungen, Wahlsystem, 
Sperrminorität 
 
 
 
 
 Lobbyismus, Föderalismus, Umsetzung der 

EU-Entscheidungen auf nationaler Ebene 
 

 Gewaltenteilung/-verschränkung, Opposition, Medien 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 supranational, Gewaltenteilung, Gewaltenverschränkung, parlamentarisch, präsidentiell, 

semipräsidentiell, Regierungssystem, Wahlen, wahlberechtigte Bevölkerung, Koalitionen, 
Opposition, Minderheitsregierung, Lobbyismus, Föderalismus 

Satz- und Textebene: 
 Die Umsetzung der Gewaltenverschränkung beeinflusst die Effizienz und Stabilität politischer 

Entscheidungsprozesse, da in parlamentarischen Systemen eine enge Verzahnung von Exekutive 
und Legislative handlungsfähige Regierungen ermöglicht.  

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [Englisch] [Philosophie] [Geschichte] 
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Rechtsstaatliches Handeln in der Demokratie  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Ein funktionierender Rechtsstaat ist Grundelement einer Demokratie. Wie gewährleisten 
rechtsstaatliche Institutionen und Verfahren ein Zusammenleben in der Demokratie? 

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die zentrale Bedeutung des Rechtsstaates für die Demokratie an. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  charakterisieren gesellschaftliche Dilemmata anhand verschiedener rechtstheoretischer 
Konzepte.  

K  erläutern die Widersprüchlichkeit von Recht und Gerechtigkeit.  

U  beurteilen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts im Spannungsfeld von 
Rechtskontrolle und politischer Einflussnahme.  

H  erklären Merkmale des Rechtsstaates und können in diesem zur Vertretung 
staatsbürgerlicher Interessen agieren. 

A  weisen die Bedeutung des Rechtsstaates für die Stabilität und Legitimität der Demokratie 
auf Basis von Urteilen des Bundesverfassungsgerichts nach. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

rechtsstaatliches Handeln 
 Merkmale des 

Rechtsstaats  

 rechtstheoretische 
Konzepte und Funktionen 
des Rechts 

 
 
Bundesverfassungsgericht  
 Rolle im 

Verfassungsgefüge  

 Aufgaben und Funktionen  

 
 Unabhängigkeit der Gerichte, Rechtsbindung, 

Verwaltungsgerichtsbarkeit 

 Naturrecht, Positives Recht, Rechtspositivismus 
 Normenhierarchie, Verwaltungshandeln und 

Rechtsprechung 
Kollision von Recht und Gerechtigkeitsempfinden, Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger in rechtsstaatliches Handeln 
 
 
 Unterscheidung rechtsstaatliche Handlungslogik und 

politisches Handeln 

 Hüter der Verfassung, Wahrung der Grundrechte 
 Rechtsfortschreibung und Auswirkungen auf Gesetzgebung 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Rechtsquelle, Normenhierarchie, Bundesverfassungsgericht, Rechtsbindung, Verwaltungs-

gerichtsbarkeit, Verwaltungshandeln, rechtsstaatliches Handeln, Verfassung, Gesetzgebung  
Satz- und Textebene: 
 Das Bundesverfassungsgericht stellt einerseits als unabhängige Instanz die Einhaltung des 

Grundgesetzes sicher und fungiert somit als Korrektiv gegenüber legislativen und exekutiven 
Fehlentwicklungen, beeinflusst andererseits jedoch durch richtungsweisende Urteile auch 
indirekt politische Prozesse. 

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [DB] [BTV] [Philosophie] [Geschichte] 
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Politischer Aktivismus zwischen Legalität und Legitimität  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Eine funktionierende Demokratie ist auf aktive Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger angewiesen. 
Worin bestehen die moralischen und rechtlichen Grenzen politischer Partizipation?  

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen moralische und rechtliche Grenzen von politischem Aktivismus an.  

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden… 

P  beschreiben die Sichtweisen unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen auf ausgewählte 
Aktionen politischer Gruppierungen.  

K  charakterisieren Debatten über konkrete Formen von politischem Aktivismus. 

U  erörtern Formen von politischem Aktivismus im Spannungsfeld von Legalität und Legitimität.  

H  diskutieren die Verhältnismäßigkeit der Mittel verschiedener Kampagnen und Aktionen und 
können sich dementsprechend für ihre Interessen einsetzen. 

A  formulieren Thesen zu politischem Aktivismus und prüfen diese anhand einer Befragung. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Politischer Aktivismus 
 Formen  
 
 
 Organisationsstrukturen 
 
 
 
 
 
 
rechtliche und moralische 
Grenzen von politischem 
Aktivismus 

 
ziviler Ungehorsam, digitaler Aktivismus, Sabotageakte, 
Demonstrationen, Streik  
 
Organisationen und Gruppierungen:  
 soziale Bewegungen und parteipolitisches Engagement 
 Beispiele: Greenpeace, Anonymous, PETA, Sea Shepherd, 

Amnesty International, Extinction Rebellion, Letzte Gene-
ration, Attac, Anti-AKW-Bewegung, Identitäre Bewegung, 
Burschenschaften 

 
öffentlicher Diskurs 
Akzeptanz politischer Entscheidungen  
Infragestellung demokratischer Institutionen und Verfahren 

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene: 
 Aktivismus, Legalität, Legitimität, Kampagnen, ziviler Ungehorsam, Sabotageakte, 

Demonstrationen, Streik, parteipolitisches Engagement, soziale Bewegungen 
Satz- und Textebene: 
 Ich bin der Meinung, dass politischer Aktivismus sowohl positive als auch herausfordernde 

Auswirkungen auf Politik und Gesellschaft hat, da einerseits durch öffentliche Proteste und 
digitale Mobilisierung gesellschaftliche Missstände thematisiert und demokratische Partizipation 
gestärkt werden, andererseits jedoch auch zu gesellschaftlicher Polarisierung führen kann, wenn 
ziviler Ungehorsam oder konfrontative Aktionsformen den konstruktiven Dialog zwischen 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen erschweren.  

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [MD] [DB] [Geschichte] [Philosophie] 
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Gewaltenteilung und Gewaltenverschränkung in der politischen Theorie  

Gesellschaftliche Schlüsselfrage 
Die Teilung der Staatsgewalt ist zentrales Wesensmerkmal von Demokratien. Welche Modelle der 
Gewaltenteilung lassen sich legitimieren?  

Normative Orientierung 
Die Lernenden erkennen die Notwendigkeit der politischen Gewaltenteilung an. 

Fachspezifische Kompetenzen 

Die Lernenden … 

P  beschreiben die Bedeutung der Gewaltenteilung und -verschränkung in unterschiedlichen 
politikwissenschaftlichen Theorien. 

K  vergleichen politikwissenschaftliche Theorien zur Verteilung politischer Gewalt mit der 
Verfassungswirklichkeit.  

U  diskutieren unterschiedliche Modelle zur Legitimation von Gewaltenteilung.   

H  identifizieren Elemente der Aushöhlung der Gewaltenteilung und können Gegenmaßnahmen 
entwickeln. 

A  prüfen den Einfluss demokratietheoretischer Ideen zur Gewaltenteilung und -verschränkung 
in ausgewählten Verfassungen. 

Verbindliche Inhalte  Hinweise und Anregungen 

Konzepte der Gewaltenteilung 
und -verschränkung 
 Charles de Secondat 

Montesquieu 
 The Federalist Papers 

 
 
 
 
Verfassungswirklichkeit 

weitere Theorie: John Locke 
 
Zweikammersystem 
 
checks and balances 
 
Gegenentwürfe zur Gewaltenteilung: Thomas Hobbes, Jean-
Jacques Rousseau, Niccolò Machiavelli 
 
Verfassung der USA, Grundgesetz, Vertrag von Lissabon, 
Westminster-Modell  
Konkurrenz-, Konsens-, Konkordanzdemokratie   
institutionelle Machtverteilung 
Elemente der Aushöhlung der Gewaltenteilung  

Beispiele für die konkrete Umsetzung fachsprachlicher Mittel 
Wortebene 
 Verfassungswirklichkeit, Konkurrenz, Konsens, Konkordanz, checks and balances, 

Machtverteilung, Gewaltenteilung, Gewaltenverschränkung 
Satz- und Textebene 
 Die Rechtsstaatlichkeit kann beispielsweise durch eine zunehmende Machtkonzentration in der 

Exekutive oder durch Einschränkung der Judikative, beeinträchtigt werden, wodurch die Gefahr 
besteht, dass das Vertrauen der Bevölkerung in politische Institutionen und demokratische 
Entscheidungsprozesse erheblich beschädigt wird.  

Verknüpfungen  
[MV] [BO] [Geschichte] [Philosophie] [Englisch] [Französisch] 
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3 Leistungsfeststellung und Leistungsbewertung 
3.1 Rechtliche Grundlagen 
Die Leistungsbewertung erfolgt auf der Grundlage der folgenden Rechtsvorschriften in den jeweils 
geltenden Fassungen: 

 Die Leistungsbewertung erfolgt auf der Grundlage der folgenden Rechtsvorschriften in den 
jeweils geltenden Fassungen:  Oberstufen- und Abiturprüfungsverordnung (Mecklenburg-
Vorpommern - APVO M-V | Landesnorm Mecklenburg-Vorpommern | Gesamtausgabe | 
Oberstufen- und Abiturprüfungsverordnung (Abiturprüfungsverordnung - APVO M-V) vom 19. 
Februar 2019 | gültig ab: 01.08.2019)  

 Förderung von Schülerinnen und Schülern mit besonderen Schwierigkeiten im Lesen, im 
Rechtschreiben oder im Rechnen (Förderverordnung Lesen, Rechtschreiben, Rechnen - 
LRSRVO M-V) 

3.2 Allgemeine Grundsätze 
Leistungsbewertung umfasst mündliche, schriftliche und gegebenenfalls praktische Formen der 
Leistungsermittlung. Den Lernenden muss im Fachunterricht die Gelegenheit dazu gegeben werden, 
Kompetenzen, die sie erworben haben, wiederholt und in wechselnden Zusammenhängen zu üben 
und unter Beweis zu stellen. Die Lehrkräfte begleiten den Lernprozess der Kinder und Jugendlichen, 
indem sie ein positives und konstruktives Feedback zu den erreichten Lernständen geben und im 
Dialog und unter Zuhilfenahme der Selbstbewertung der Lernenden Wege für das weitere Lernen 
aufzeigen.  
Es sind grundsätzlich alle in Kapitel 2 ausgewiesenen Kompetenzbereiche bei der Leistungsbewertung 
angemessen zu berücksichtigen. Das Beurteilen einer Leistung erfolgt in Bezug auf verständlich 
formulierte und den Lernenden bekannten Kriterien, nach denen die Bewertung vorgenommen wird. 
Fachbezogen ergeben sich die Kriterien zur Leistungsbewertung aus dem Zusammenspiel der im 
Rahmenplan formulierten Kompetenzen und Inhalte. 
Anforderungsbereiche und allgemeine Vorgaben für Klassenarbeiten 
Ausgehend von den verbindlichen Themen, zu denen erworbene Kompetenzen nachzuweisen sind, 
wird im Folgenden insbesondere benannt, nach welchen Kriterien die Klassenarbeiten zu gestalten und 
die erbrachten Leistungen zu bewerten sind. 
Klassenarbeiten bestehen aus mehreren unabhängig voneinander bearbeitbaren Aufgaben, die in 
Teilaufgaben gegliedert sind. Die Teilaufgaben sollen nicht beziehungslos nebeneinanderstehen, aber 
doch so unabhängig voneinander sein, dass eine Fehlleistung – insbesondere am Anfang – nicht die 
weitere Bearbeitung der Aufgabe stark erschwert. Außerdem soll darauf geachtet werden, dass durch 
Teilaufgaben nicht ein Lösungsweg zwingend vorgezeichnet wird. Sie sind so zu gestalten, dass sie 
Leistungen in den drei Anforderungsbereichen erfordern. 
Anforderungsbereich I umfasst  
 das Wiedergeben von Sachverhalten und Kenntnissen im gelernten Zusammenhang,  
 die Verständnissicherung sowie  
 das Anwenden und Beschreiben geübter Arbeitstechniken und Verfahren. 

Anforderungsbereich II umfasst  
 das selbständige Auswählen, Anordnen, Verarbeiten, Erklären und Darstellen bekannter 

Sachverhalte unter vorgegebenen Gesichtspunkten in einem durch Übung bekannten 
Zusammenhang und  

 das selbstständige Übertragen und Anwenden des Gelernten auf vergleichbare neue 
Zusammenhänge und Sachverhalte. 

Anforderungsbereich III umfasst  

 das Verarbeiten komplexer Sachverhalte mit dem Ziel, zu selbständigen Lösungen, Gestaltungen 
oder Deutungen, Folgerungen, Verallgemeinerungen, Begründungen und Wertungen zu 
gelangen. Dabei wählen die Lernenden selbstständig geeignete Arbeitstechniken und Verfahren 
zur Bewältigung der Aufgabe, wenden sie auf eine neue Problemstellung an und reflektieren das 
eigene Vorgehen.   



Fachspezifische Grundsätze 

 

35 

Die Stufung der Anforderungsbereiche dient der Orientierung auf eine in den Ansprüchen 
ausgewogene Aufgabenstellung und ermöglicht so, unterschiedliche Leistungsanforderungen in den 
einzelnen Teilen einer Aufgabe nach dem Grad des selbstständigen Umgangs mit Gelerntem 
einzuordnen. 

Der Schwerpunkt der zu erbringenden Leistungen liegt im Anforderungsbereich II. Darüber hinaus sind 
die Anforderungsbereiche I und III zu berücksichtigen.  

Die in den Arbeitsaufträgen verwendeten Operatoren müssen in einen Bezug zu den 
Anforderungsbereichen gestellt werden, wobei die Zuordnung vom Kontext der Aufgabenstellung und 
ihrer unterrichtlichen Einordnung abhängig und damit eine eindeutige Zuordnung zu nur einem 
Anforderungsbereich nicht immer möglich ist. 

Der Schwierigkeitsgrad wird gesteuert durch 

 die Komplexität der Aufgabenstellung, 
 die Komplexität und Anforderungshöhe des vorgelegten Materials oder einer entsprechenden 

Problemstellung, 
 die Anforderung an Kontext- und Orientierungswissen, 
 die Anforderung an die sprachliche Darstellung, 
 Umfang und Komplexität der notwendigen Reflexion oder Bewertung. 
 

3.3 Fachspezifische Grundsätze  

Im Zusammenhang mit der Bewertung sonstiger Leistungen sind die im vorliegenden Rahmenplan 
angegebenen Methoden- und Projektvorschläge hervorzuheben. Diese bieten vielseitige 
Möglichkeiten, eine Thematik bzw. ein ganzes Modul in Form einer spezifischen Makromethode zu 
behandeln, Probleme zu analysieren und unter Einbeziehung spezifischer Wissens- und 
Verstehensleistungen zu beurteilen. Insbesondere das Generieren mündlicher und praktischer 
Leistungen wird in diesem Zusammenhang ermöglicht und gefördert. Die mit den Makromethoden 
verbundenen Mikromethoden und Arbeitstechniken sollen im Hinblick auf die Leistungsbewertung alle 
Anforderungsbereiche berücksichtigen. Aufgabenstellungen sowie Bewertungsmaßstäbe sind 
entsprechend Abschnitt 1.2 differenziert zu gestalten. 
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4 Aufgaben des Schulgesetzes 

Die Schule setzt den Bildungs- und Erziehungsauftrag insbesondere durch Unterricht um, der in 
Gegenstandsbereichen, Unterrichtsfächern, Lernbereichen sowie Aufgabenfeldern erfolgt. Im 
Schulgesetz werden zudem Aufgabengebiete benannt, die Bestandteil mehrerer Unterrichtsfächer 
sowie Lernbereiche sind und in allen Bereichen des Unterrichts eine angemessene Berücksichtigung 
finden sollen. Diese gestalten sich im Sinne einer inklusiven Bildung. Diese Aufgabengebiete sind als 
Querschnittsthemen in allen Rahmenplänen abgebildet. Inhalte des vorliegenden Rahmenplans, die 
den im Folgenden aufgeführten Querschnittsthemen zugeordnet werden können, sind durch Kürzel 
gekennzeichnet und verankern die Aufgabengebiete fachlich.  

Berufliche Orientierung [BO] 

Der Berufswahl als lebenslang wiederkehrender Entscheidungsprozess und der Fähigkeit, sich in der 
Arbeitswelt neu- und umorientieren zu können, kommt eine grundlegende Bedeutung zu. Dabei stellt 
der stetige Wandel der Berufsbilder und besonders die steigende Vielfältigkeit von Studiengängen und 
Bildungswegen nach dem Schulabschluss die jungen Erwachsenen immer wieder vor 
Herausforderungen. Diesen anspruchsvollen, berufswahlbezogenen Situationen gewachsen zu sein 
und die erforderlichen Entscheidungen eigenverantwortlich und kriteriengeleitet treffen sowie 
begründet reflektieren zu können, erfordert von den Lernenden individuelle Berufswahlkompetenzen. 
Sie bilden den Grundstein für eine lebenslange aktive Gestaltung des eigenen Berufslebens und 
ermöglicht den Lernenden einen guten Übergang in den Beruf und eine gesellschaftliche Teilhabe.  
Berufliche Orientierung ist ein zentrales Aufgabenfeld von Schule, welches kontinuierlich 
fachübergreifend und fächerverbindend stattfindet und sowohl inklusiv als auch gendersensibel 
gedacht wird. Ab Jahrgangsstufe 5 beschäftigen sich die Lernenden, aufbauend auf ihren 
Vorerfahrungen, mit ihren eigenen Interessen, Neigungen und Fähigkeiten. Individuelle Arbeits- und 
Berufswelterfahrungen werden dokumentiert, reflektiert und mit anderen Maßnahmen zur 
Beruflichen Orientierung systematisch verknüpft. Die Lernenden erwerben darüber hinaus Kenntnisse 
über den Ausbildungsstellenmarkt, Bildungswege und entsprechende Anforderungsprofile sowie 
Bildungs-, Einkommens- und Karrierechancen und treffen schließlich eine begründete Berufs- oder 
Studienwahl. Berufliche Orientierung wird als Querschnittsaufgabe im schuleigenen BO-Konzept 
geregelt. 
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Bildung für eine Nachhaltige Entwicklung [BNE] 

Förderung des Verständnisses von wirtschaftlichen, ökologischen, sozialen und kulturellen 
Zusammenhängen und Erlernen von Gestaltungskompetenz 

Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) ist keine neue, zusätzliche Aufgabe von Unterricht, sondern 
ein ganzheitliches und kritisch-emanzipatorisches Bildungsprinzip. Es hat Wissen, Werte und 
Kompetenzen (Gestaltungskompetenz) wie Perspektivenwechsel und Empathie, vernetztes Denken 
und Urteilsfähigkeit sowie eine entsprechende Haltung für eine nachhaltige Zukunftsgestaltung zum 
Ziel, die allen heutigen und künftigen Generationen ein gutes Leben ermöglichen möchte.1  
„BNE in der Schule zielt darauf ab Schülerinnen und Schüler zu unterstützen, Kenntnisse und 
Fähigkeiten für eine positive Zukunftsgestaltung zu erwerben, ihre eigene zukünftige Rolle in einer 
Welt komplexer Herausforderungen zu reflektieren, verantwortungsvolle Entscheidungen zu treffen, 
eigene Handlungsspielräume für einen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Wandel zu 
erkennen und sich trotz Widersprüchen, Unsicherheiten und Zielkonflikten an Aushandlungs- und 
Gestaltungsprozessen zu beteiligen.“2 BNE trägt außerdem zu den 17 Nachhaltigkeitszielen 
(Sustainable Development Goals, SDGs) der UN-Agenda 2030 zur Sicherung der Lebensgrundlagen und 
zum Friedenserhalt in einer an den Menschenrechten orientierten solidarischen Weltgemeinschaft 
bei. Das so genannte „Globale Lernen“ ist BNE mit besonderer globaler Perspektive. Es ist ein 
Bildungskonzept, mit dem das Verständnis für die Vielfalt der historisch gewachsenen Verbindungen 
zwischen Menschen des globalen Südens und des globalen Nordens gefördert wird. 
Unterstützung und konkrete Orientierung gibt der „Orientierungsrahmen für den Lernbereich 
Globale Entwicklung“3, der Empfehlungen für die Umsetzung im Fachunterricht sowie zu 
fächerübergreifendem bzw. -verbindenden Lernen enthält. Dort wird zudem der so genannte „Whole 
School Approach“ beschrieben - ein Ansatz, der besonders wirksam für BNE ist und die ganze Schule 
in den Blick nimmt. Didaktische Prinzipien wie soziale Eingebundenheit (situiertes Lernen), 
Lebensweltbezug, Selbstwirksamkeit und Partizipation, Kollaboration und Problem-
lösungsorientierung sowie projektartige und fachübergreifende Lehr-Lernsettings können so zum 
Tragen kommen. Selbstverantwortliches Lernen in offenen Lernprozessen und vielschichtigen 
Erfahrungsräumen (z. B. in der Kooperation mit außerschulischen Partnern und der Kommune etc.) im 
Sinne eines eigenständigen Erkennens, Bewertens und Handelns erweisen sich als besonders geeignet, 
um Lernende zur Übernahme von Verantwortung in persönlichen, gesellschaftlichen und globalen 
Zusammenhängen zu befähigen. Im Orientierungsrahmen wird auch der enge Zusammenhang 
zwischen BNE und Demokratiebildung betont. In beiden Ansätzen geht es um die Befähigung von 
Lernenden, sich mit politischen Entscheidungen auseinandersetzen und sich konstruktiv in 
demokratische Prozesse einbringen zu können.4 Sie teilen daher dieselben Kernkompetenzen: 
Partizipation, Perspektivwechsel, Urteilsfähigkeit sowie Verantwortung und Mitgestaltung 
gesellschaftlicher Zukunft. Für die Beratung und Unterstützung bei der Umsetzung von BNE im 
Unterricht stehen zudem in jedem Schulamtsbereich abgeordnete Lehrkräfte als BNE-
Regionalberaterinnen und -berater zu Verfügung. Diese informieren auch in regelmäßigen Abständen 
über Wettbewerbe, Fortbildungen, Materialien usw. zu BNE. Kontakte und aktuelle Informationen sind 
auf dem Bildungsserver M-V5 zu finden. 
BNE ist eines der Aufgabengebiete, die im Schulgesetz als schulische Querschnittsaufgabe verankert 
sind (siehe §5, Abs. 5 SchulG M-V). Darüber hinaus gilt die Verwaltungsvorschrift (VV) „Bildung für eine 
nachhaltige Entwicklung an den allgemein bildenden Schulen“6 sowie die VV „Lernen am anderen 
Ort“7.  

 
1 Kultusministerkonferenz (KMK) / Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ): 
Orientierungsrahmen für den Lernbereich Globale Entwicklung, Bonn/Berlin 2025, S. 787f. 
2 KMK: Empfehlung zur Bildung für nachhaltige Entwicklung in der Schule, Beschluss vom 13.06.2024. 
3 Alle Dokumente unter: https://www.kmk.org/themen/allgemeinbildende-schulen/weitere-unterrichtsinhalte-und-
themen/bildung-fuer-nachhaltige-entwicklung.html). 
4 Kultusministerkonferenz (KMK) / Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ): 
Orientierungsrahmen für den Lernbereich Globale Entwicklung, Bonn/Berlin 2025, S. 28. 
5 Bildungsserver M-V: https://www.bildung-mv.de/unterricht/bildung-fuer-nachhaltige-entwicklung/. 
6 VV BNE an den allgemein bildenden Schulen: https://www.regierung-mv.de/serviceassistent/download?id=1676982. 
7 VV Lernen am anderen Ort: https://www.regierung-mv.de/serviceassistent/download?id=1677383. 
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Bildung für Toleranz und Akzeptanz von Vielfalt [BTV] 

Interkulturelle Bildung ist eine Querschnittsaufgabe von Schule. Vermittlung von Fachkenntnissen, 
Lernen in Gegenstandsbereichen, außerschulische Lernorte, grenzüberschreitender Austausch oder 
Medienbildung – alle diesbezüglichen Maßnahmen müssen koordiniert werden und helfen, eine 
Orientierung für verantwortungsbewusstes Handeln in der globalisierten und digitalen Welt zu 
vermitteln. Der Erwerb interkultureller Kompetenzen ist eine Schlüsselqualifikation im 
21. Jahrhundert. Kulturelle Vielfalt verlangt interkulturelle Bildung, Bewahrung des kulturellen Erbes 
und den Dialog zwischen den Kulturen. Ein Austausch mit Gleichaltrigen zu fachlichen Themen 
unterstützt die Auseinandersetzung mit kultureller Vielfalt. Die damit verbundenen Lernprozesse 
zielen auf das gegenseitige Verstehen, auf bereichernde Perspektivwechsel, auf die Reflexion der 
eigenen Wahrnehmung und einen toleranten Umgang miteinander ab. Fast alle Unterrichtsinhalte sind 
geeignet, sie als Gegenstand für bi- oder multilaterale Projekte, Austausche oder auch virtuelle 
grenzüberschreitende Projekte im Rahmen des Fachunterrichts zu wählen. Förderprogramme der 
Europäischen Union bieten dafür finanzielle Rahmenbedingungen. 
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Demokratiebildung [DB] 

Demokratische Gesellschaften in einer globalisierten Welt können nur dann Bestand haben, wenn 
Möglichkeiten zur aktiven Mitgestaltung von Gegenwart und Zukunft erkennbar sind und genutzt 
werden können. Die Aufgabe der Schule – als ein Lernort für Demokratie – besteht daher darin, 
Lernenden Räume und Gelegenheiten zu eröffnen, in denen selbstständiges politisches, soziales, 
kommunikatives und partizipatorisches Handeln realisieren zu können.  
Dabei sollen Lernende spezifische Fähigkeiten entwickelt, um  

 eigene Interessen zu erkennen und zu formulieren  
 unterschiedliche Interessen auszuhalten,  
 eigene begründete Urteile zu bilden und zu vertreten,  
 ein Rechtsbewusstsein zu entwickeln  
 verantwortlich an Prozessen politisch-gesellschaftlicher Meinungsbildung und 

Entscheidung teilzunehmen und  
 bei Interessenkonflikten demokratische Lösungen zu finden.  

Demokratiebildung in der Schule integriert die im Schulgesetz benannten Aufgabengebiete 
Demokratiepädagogik, Menschenrechtsbildung, Friedenspädagogik und Rechtserziehung und basiert 
dabei gemäß § 3 der Stundentafelverordnung auf drei Säulen: 

(1) „Politische Bildung als Unterrichtsfach“, 
(2) „Politische Bildung als fächerübergreifendes Unterrichtsprinzip“ und  
(3) „Demokratiepädagogik / Demokratische Schul- und Unterrichtskultur“.  

Während Säule 1 den Unterricht in den Fächern Politische Bildung/Sozialkunde sowie in Teilen auch 
im Sachunterricht beinhaltet, zielt Säule 2 auf alle anderen Fächer und entsprechende Fachlehrkräfte 
ab. In allen Fächern ist es zum einen notwendig, eine gesellschaftliche Problemorientierung im 
Unterricht abzubilden, um somit einen Bezug zu politischen Fachinhalten zu ermöglichen. Hier bieten 
sich viele Möglichkeiten wie z. B. die Analyse von politischen Sachtexten oder das Argumentieren in 
einer Debatte zu politischen Streifragen im Deutsch-Unterricht, eine kleine politische Landeskunde im 
Fremdsprachen-Unterricht oder die Gegenüberstellung von Demokratie und Diktatur im 
Geschichtsunterricht an. Besonders geeignet sind in diesem Kontext fächerübergreifende 
Lernangebote sowie Kooperationen mit außerschulischen Bildungspartnern. Alle Fachlehrkräfte sind 
angehalten, Kontroversität als ein didaktisches Prinzip der Unterrichtsstrukturierung einzusetzen. 
Damit wird ganzheitliches Demokratie-Lernen unterstützt. Säule 3 umfasst demgegenüber einerseits 
die Unterrichtskultur, die davon geprägt sein sollte, Lernende systematisch in die Planung und 
Gestaltung ihrer Lernprozesse einzubeziehen, um Selbstwirksamkeitserfahrungen zu ermöglichen. 
Andererseits betrifft diese Säule den gesamten Schulraum und somit neben den Lehrkräften auch alle 
an Schule Beteiligten. Lernende sollen eine demokratische Schulkultur erleben, die echte Partizipation 
und transparente Entscheidungsprozesse ermöglicht. Hierzu zählt auch das Recht, in einem Klima von 
Toleranz, gegenseitigem Respekt und Anerkennung von Vielfalt lernen zu können. Zentral bleibt die 
aktive Auseinandersetzung mit Formen von Extremismus und gruppenbezogener Feindseligkeit und 
deren eindeutigen Ablehnung. 
Es geht um die Vermittlung grundlegender demokratischer Werte, die durch den „Demokratieauftrag“ 
des Schulgesetzes (§ 2) vorgegeben sind und nicht mit Hinweis auf das Neutralitätsgebot oder einem 
missbräuchlichen Bezug auf den „Beutelsbacher Konsens“ relativiert werden dürfen. Lehrkräfte sind 
hierbei sowohl als Pädagogen mit demokratischer Vorbildfunktion als auch als jeweilige Fachlehrkräfte 
im Unterricht gefordert. 
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Medienbildung und Digitale Kompetenzen [MD] 

Bildung in der digitalen Welt 

o [MD1] – Suchen, Verarbeiten und Aufbewahren 
o [MD2] – Kommunizieren und Kooperieren 
o [MD3] – Produzieren und Präsentieren 
o [MD4] – Schützen und sicher Agieren 
o [MD5] – Problemlösen und Handeln 
o [MD6] – Analysieren und Reflektieren 

„Der Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule besteht im Kern darin, Lernende angemessen auf das 
Leben in der derzeitigen und künftigen Gesellschaft vorzubereiten und sie zu einer aktiven und 
verantwortlichen Teilhabe am kulturellen, gesellschaftlichen, politischen, beruflichen und 
wirtschaftlichen Leben zu befähigen.“* Durch die Digitalisierung entstehen neue Möglichkeiten, die 
mit gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Veränderungsprozessen einhergehen und an den 
Bildungsauftrag erweiterte Anforderungen stellen. Kommunikations- und Arbeitsabläufe verändern 
sich z. B. durch digitale Medien, Werkzeuge und Kommunikationsplattformen und erlauben neue 
schöpferische Prozesse und damit neue mediale Wirklichkeiten. Um diesem erweiterten 
Bildungsauftrag gerecht zu werden, hat die Kultusministerkonferenz einen Kompetenzrahmen zur 
Bildung in der digitalen Welt formuliert, dessen Umsetzung integrativer Bestandteil aller Fächer ist. 
Diese Kompetenzen werden in Abstimmung mit den im Rahmenplan „Digitale Kompetenzen“ 
ausgewiesenen Leitfächern, welche für die Entwicklung der Basiskompetenzen verantwortlich sind, 
altersangemessen erworben und auf unterschiedlichen Niveaustufen weiterentwickelt. 

Niederdeutsche Sprache und Kultur [MV] 

Bildungs- und Erziehungsziel sowie Querschnittsaufgabe der Schule ist es, die Verbundenheit der 
Lernenden mit ihrer natürlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Umwelt sowie die Pflege der 
niederdeutschen Sprache zu fördern. Globalisierung, Wachstum und Fortschritt bieten vielfältige 
Chancen. Entscheidend ist, diese mit regionalen Identitäten und Kulturen zu verbinden und dabei 
demokratische Werte sowie interkulturelles Lernen zu fördern. Auf diese Weise kann ein 
zukunftsfähiger, inklusiver Bildungs- und Lebensraum entstehen. Die Lernprozesse zielen dabei auf die 
Beschäftigung mit Mecklenburg-Vorpommern als Migrationsgebiet, als Kultur- und Tourismusland 
sowie als Wirtschaftsstandort ab. Sie geben eine Orientierung für die Wahrnehmung von Originalität, 
Zugehörigkeit als Individuum, emotionaler und sozialer Einbettung in Verbindung mit 
gesellschaftlichem Engagement. Eine der zentralen Herausforderungen besteht darin, den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt über alle Bevölkerungsgruppen hinweg zu gestalten. Eine Vielzahl 
von Unterrichtsinhalten eignet sich in besonderer Weise, regionale Literatur, Kunst, Kultur, Musik und 
die niederdeutsche Sprache zu erleben. In Mecklenburg-Vorpommern lassen sich Hansestädte, 
Welterbestätten, Museen, Nationalparks und Stätten des Weltnaturerbes erkunden. Außerdem lässt 
sich Neues über das Schaffen von Persönlichkeiten aus dem heutigen Vorpommern oder Mecklenburg 
erfahren, welche auf dem naturwissenschaftlich-technischen Gebiet den Weg bereitet haben. 
Unterricht an außerschulischen Lernorten in Mecklenburg-Vorpommern, Projekte, Schulfahrten sowie 
die Teilnahme am Plattdeutschwettbewerb bieten somit einen geeigneten Rahmen, um das Ziel der 
Landesverfassung, die niederdeutschen Sprache zu pflegen und zu fördern, umzusetzen. 



Aufgaben des Schulgesetzes 

 

41 

Prävention und Gesundheitserziehung [PG] 

Schulische Gewaltprävention 

In Schulen darf es keinen Platz für Gewalt geben. Gewaltprävention ist deshalb eine umfassende, 
kontinuierliche und von allen an Schule Beteiligten getragene Aufgabe, mit dem Ziel, Gewalt proaktiv 
zu verhindern statt nur darauf zu reagieren. Hierfür braucht es ein abgestimmtes Vorgehen in den drei 
Kernbereichen der Prävention: 

1. Primäre Prävention: langfristige vorbeugender Arbeit mit allen Lernenden  
z. B. zu Konfliktlösungsstrategien, Mobbingprävention; 

2. Entwicklung von Interventionsstrategien: Verhaltensregeln in aktuellen Gewalt- und 
Konfliktsituationen sowie Arbeit mit gefährdeten Kindern und Jugendlichen (sekundäre 
Prävention); 

3. Nachbearbeitung von Konfliktfällen und Maßnahmen, um Rückfälle bei bereits aufgefallenen 
gewalttätigen Kindern und Jugendlichen zu verhindern (tertiäre Prävention). 

Alle drei Bereiche sind gemeinsam in den Blick zu nehmen. Dabei kommt es vor allem darauf an, 
Ursachen und Rahmenbedingungen von Gewalthandlungen und Konflikten zu betrachten und dabei 
auch die schulische Lernwelt einzubeziehen. Unterrichtsgestaltung- und Unterrichtsinhalte können 
genutzt werden, um gewaltpräventiv zu arbeiten. Präventionsprogramme wie Lions Quest oder andere 
aus der bundesweiten „Grünen Liste Prävention“, Unterrichtsmaterialien wie „Unterrichtsbausteine 
zur Gewalt- und Kriminalprävention in der Grundschule“, Handreichungen z. B. gegen Mobbing und 
Schulabsentismus, unterschiedliche Angebote in der Lehrerfortbildung oder Unterstützungsstrukturen 
wie mobile schulpsychologische Teams, stehen für Gewaltprävention zur Verfügung und können von 
Lehrkräften, Schulsozial-arbeitenden, Erziehungsberechtigten und Lernenden genutzt werden. 
Prävention sexualisierter Gewalt ist ein wichtiger Baustein von Gewaltprävention an Schulen. Kontakte 
und aktuelle Informationen sind auf dem Bildungsserver M-V u. a. zu finden. 

Gesundheitserziehung 

Die Gesundheitserziehung und Prävention ist eine wichtige Querschnittsaufgabe zur Förderung einer 
Handlungskompetenz (Lebenskompetenz), die es den Lernenden ermöglicht, Gesundheit als wesent-
liche Grundbedingung des alltäglichen Lebens zu begreifen, für sich gesundheitsförderliche 
Entscheidungen treffen zu können sowie Verantwortung für die Menschen und die Umwelt zu über-
nehmen. Die Lernenden verfügen über diese Handlungskompetenz, wenn sie Gesundheit in ihrer 
Mehrdimensionalität als physisches, psychisches, soziales und ökologisches Geschehen begreifen und 
Kenntnisse darüber besitzen. Im gesellschaftlichen als auch für die eigene Gesundheitsbalance sollten 
die Kinder- und Jugendlichen die Risiken und Chancen für die Gesundheit erkennen und ein 
Bewusstsein für den individuellen Nutzen von Prävention durch Stärkung und Mobilisierung 
persönlicher Ressourcen entwickelt haben. Die Ziele und Inhalte der Gesundheitserziehung und 
Prävention sind Bestandteil aller Fächer und können fächerübergreifend sowie fächerverbindend 
unterrichtet werden. Eine besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang der 
Zusammenarbeit mit externen/außerschulischen Beteiligten und mit den Erziehungs –und 
Sorgeberechtigte zu. Unterstützung und Orientierung geben der KMK Beschluss „Empfehlungen zur 
Gesundheitsförderung und Prävention in der Schule“ sowie die VV zur Gesundheitserziehung, Sucht- 
und Drogenprävention an Schulen. 
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Gesundheitliche Aspekte der Sexualerziehung 

Die Sexualerziehung ist ein wichtiger Bestandteil mehrerer Unterrichtsfächer sowie Lernbereiche und 
soll sowohl im Pflicht- und Wahlunterricht als auch in den außerunterrichtlichen Veranstaltungen 
angemessenen berücksichtigt werden. Die Sexualerziehung soll Kindern und Jugendlichen alters- und 
entwicklungsgemäß helfen, ihr Leben bewusst und in freier Entscheidung sowie verantwortungsvoll 
sich selbst und anderen gegenüber zu gestalten. Sie soll bei der Entwicklung von Wertvorstellungen 
unterstützen und bei der Entfaltung der eigenen sexuellen Identität hilfreich sein. Ziel 
sexualpädagogischen Handelns sollte es sein, den Kindern und Jugendlichen einen positiven Zugang 
zur menschlichen Sexualität zu vermitteln, ein verantwortliches Verhalten im Sinne der präventiven 
Gesundheitsförderung zu stärken und dahingehende Werte und Normen aufzuzeigen. Dabei ist 
altersgerecht gestaltete Sexualerziehung ein zentraler Beitrag zur Prävention von sexualisierter Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche. Die Sexualerziehung ist eine gemeinsame Aufgabe von Erziehungs –und 
Sorgeberechtigten und Schule, in der eine Zusammenarbeit anzustreben ist, um für das Thema zu 
sensibilisieren. Im Hinblick auf die Ziele, Inhalte sowie Zusammenarbeit gibt die Broschüre 
„Empfehlungen für Lehrkräfte zur sexuellen Bildung und Erziehung“ Unterstützung und 
Orientierungshilfen  

Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung 

Die schulische Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung entwickelt und fördert die Kompetenzen, die 
für eine sichere und verantwortungsbewusste Teilnahme der Lernenden am Straßenverkehr 
erforderlich sind, zugleich auch verbunden mit ökologischen und gesundheitlichen Auswirkungen. Sie 
befähigt Lernende, sich mit den Anforderungen des Straßenverkehrs auseinanderzusetzen, die 
Auswirkungen der Mobilität auf die Menschen und die Umwelt zu erkennen sowie die Notwendigkeit 
der Entwicklung einer zukunftsfähigen Mobilität zu verstehen und sich an ihr zu beteiligen.  
Die Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung orientiert sich sowohl an der Sicherheit und Gesundheit 
der Lernenden als auch an dem Leitbild einer nachhaltigen Mobilität und knüpft hier an eine Bildung 
für nachhaltige Entwicklung (BNE) an und leistet Beiträge zur Sicherheits-, Sozial- und 
Gesundheitserziehung sowie zum Erwerb ethischen Orientierungswissens. 
In allen Schularten ist die Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung Teil des Bildungs- und 
Erziehungsauftrages. Der Unterricht erfolgt gemäß der „Empfehlung zur Mobilitäts- und 
Verkehrserziehung in der Schule“ der Kultusministerkonferenz8 und knüpft an die Erfahrungen der 
Lernenden an. Lern- und Handlungsorte sind neben den Schulräumen ihre unmittelbaren 
Erfahrungsräume im Schul- und Wohnumfeld. Die Ziele und Inhalte der Mobilitäts- und 
Verkehrserziehung sind, anknüpfend an den Sachunterricht der Grundschule, Bestandteil aller Fächer, 
werden fächerübergreifend oder fächerverbindend verknüpft und sind in der Verwaltungsvorschrift 
(VV) „Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung an den allgemein bildenden und beruflichen Schulen“9 
festgehalten. Der Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten und außerschulisch Mitwirkenden 
kommt eine große Bedeutung zu. 
 
 

 
8 Verkehrs- und Mobilitätserziehung in der Schule - Kultusministerkonferenz 
9 VV Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung https://www.regierung-mv.de/serviceassistent/download?id=1666810. 
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